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Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 1 auf:

Regierungserklärung des Staatsministers der Finanzen und für Heimat

"Verwaltung regionalisieren - Heimat Bayern stärken. Erfolgsbilanz 1. Stufe 

Behördenverlagerungen"

Das Wort hat Herr Staatsminister Albert Füracker.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen und Heimat): Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin, Herr Ministerpräsident, Kolleginnen und Kollegen! Wir leben in einem wunderbaren 

Land mit über 13 Millionen Einwohnern. In den letzten zehn Jahren hat sich die Zahl 

der nach Bayern gezogenen Personen um 4,4 % erhöht. Wir haben eine starke Wirt-

schaft und eine niedrige Arbeitslosenquote. Wir sind Herberge von elf UNESCO-Wel-

terbestätten, dazu gehören unter anderem die Königsschlösser. Wir haben eine tolle 

Landschaft, die im Vergleich zu anderen Gegenden in Deutschland unverwechselbar 

ist.

Wir müssen uns politisch jeden Tag überlegen: Was können wir tun, damit es nicht 

nur so bleibt, sondern damit wir uns weiterentwickeln? – Die Feststellung, dass es 

nicht überall gleich gut läuft und nicht überall die gleichen Entwicklungen notwendig 

sind, ist das eine. Die Frage, was man tun kann, damit Bayern seinen Verfassungsauf-

trag erfüllen kann, nämlich die Bewahrung, Herstellung und Förderung gleichwertiger 

Lebens- und Arbeitsverhältnisse in ganz Bayern, ist das andere. Wir betreiben in allen 

Politikfeldern Heimatpolitik zugunsten unserer Heimat. Aber wir haben uns zusätzlich 

schon vor über zehn Jahren dazu entschlossen, eine eigene Heimatstrategie zu ent-

wickeln, um zu überlegen, wie man auf die Herausforderungen in den unterschied-

lichsten Landesteilen individuell reagieren kann. Diese erfolgreiche Heimatpolitik ist 

mittlerweile zum Markenkern geworden. Bayerische Heimatpolitik entscheidet über 

Zukunftsfähigkeit, Infrastruktur und Arbeitsplätze.

Wir haben auf der einen Seite den technischen Heimatbegriff geprägt, zum Beispiel 

mit dem Ausbau der Glasfaserinfrastruktur in unserem Land, im Zuge dessen wir mitt-
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lerweile schon 2,7 Milliarden Euro an bayerischen Steuergeldern investiert haben. Wir 

haben uns um die Kommunen in demografisch schwächeren Regionen gekümmert 

und diese mit zusätzlichem Geld unterstützt.

Auf der anderen Seite haben wir den emotionalen Heimatbegriff gepflegt und ausge-

baut, indem wir zum Beispiel breit angelegte Bürgerdialoge durchgeführt haben. Wir 

wollen die Heimat zusammen mit den Menschen gestalten. Wir wollen gesellschaftli-

ches, bürgerschaftliches Engagement anerkennen. Wir verleihen Preise in den Berei-

chen der Heimatpflege und der Volksmusik, Heimatpreise und Dialektpreise. Die Aner-

kennungskultur ist ein ganz wesentlicher Aspekt dessen, was wir unter emotionaler 

Heimatpolitik verstehen.

Wir haben auch im Bereich strukturpolitischer Maßnahmen einiges entschieden und 

digitale Heimatprojekte umgesetzt. Außerdem haben wir mit einem ganz wesentlichen 

Aspekt begonnen, nämlich mit der gezielten Umsetzung einer Strategie, die sich mit 

der Frage beschäftigt: Wie können wir mit Behördenverlagerungen Strukturpolitik in 

Bayern machen? – Behördenverlagerungen bedeuten nichts mehr und nichts weniger 

als die Bereitstellung heimatnaher, zukunftsorientierter behördlicher Arbeitsplätze für 

Menschen, die entweder gerne aus den Städten, insbesondere aus München, in ihre 

Heimat zurückkehren wollen, um dort bei staatlichen Arbeitsstätten ihren Dienst zu 

tun, oder für Menschen, die in ihrer Heimat bleiben können, weil es behördlich qualifi-

zierte Arbeitsplätze nicht nur in den Städten, sondern in allen Räumen des Freistaates 

Bayern gibt.

Heute darf ich die Erfolgsbilanz der ersten Stufe vorstellen: Nach einem Umsetzungs-

zeitraum von zehn Jahren haben wir letztlich eine Win-win-win-Situation erreicht, zum 

einen für die Zielorte, aber auch für die Quellorte und für die Beschäftigten. Das 

ganze Projekt ist nichts, was man heute abschließen kann und morgen vorbei ist. 

Vielmehr stellt es einen Prozess dar, erfordert die notwendige Beharrlichkeit und 

macht einen langen Atem notwendig. Es ist gleichsam ein Dauerprojekt. Trotzdem 

ist es richtig, heute Zwischenbilanz zu ziehen. Warum? – Weil wir uns vor zehn Jahren 
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dazu entschieden hatten, das erste Projekt zunächst so anzulegen, dass wir in zehn 

Jahren die Maßnahmen umgesetzt haben werden. Es gibt nichts, was man nicht 

offen ansprechen dürfte. Ich werde darauf zu sprechen kommen. Wir haben einerseits 

große Erfolge erzielt, andererseits gibt es im einen oder anderen Bereich noch etwas 

zu tun, damit diese zehn Jahre erfolgreich zu Ende gebracht werden können.

Ich habe die Handlungsaufträge der Bayerischen Verfassung dargestellt. Wir wollen 

Bevölkerungswachstum in allen Regionen Bayerns. Wir wissen, dass sich die Regio-

nen in der Vergangenheit unterschiedlich entwickelt haben und dass insbesondere der 

Großraum München nicht darunter leiden würde, wenn der eine oder andere behördli-

che Arbeitsplatz von München in einen strukturschwachen Raum Bayerns verlagert 

würde. Das ist mittlerweile eine Binsenweisheit. München würde keinen Schaden 

erleiden; aber anderen Orten würde viel Entwicklung ermöglicht. Deshalb haben wir 

die Verlagerung aus diesen Räumen ins Auge gefasst.

Wir wollen gezielt Regionen Bayerns stärken, für die wir einen besonderen Förde-

rungsbedarf sehen, weil die demografische Entwicklung oder die historischen Entwick-

lungen kompliziert sind. Das betrifft insbesondere die Regionen an der ehemaligen 

Zonenrandgrenze nach Tschechien, wo wir nach wie vor mit den Spätfolgen der euro-

päischen Teilung zu kämpfen haben. Dort bieten neue Behördenstandorte Beschäftig-

ten ein bezahlbares und attraktives Wohn-, Lebens- und Arbeitsumfeld, und darauf 

kommt es an. Zum Beispiel entstehen im Bayerischen Wald über 550 zusätzliche 

Arbeitsplätze. Das bietet dort eine enorme Stärkung der wirtschaftlichen Situation. 

Gleiches gilt für alle Grenzregionen.

Ich wiederhole: In den Verdichtungsräumen, wie zum Beispiel München, werden Flä-

chen frei, die für andere Zwecke verwendet werden können. Wir schwächen also 

nicht die Stadt München und auch nicht die Großräume, aus denen wir Behörden 

herausverlagern.
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Wie sind wir vorgegangen? – Damals, noch in der Amtszeit meines Vorgängers als Fi-

nanz- und Heimatminister, des jetzigen Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder, haben 

wir lange überlegt, was wir tun müssen; denn es soll ja konzeptionell auch stimmen. 

Wir haben gründlich analysiert, welche Regionen mit staatlichen Arbeits- und Studien-

plätzen am besten unterstützt werden können. Das war die Basis für unser Konzept. 

Wir haben für die Ermittlung der Zielorte und Quellbehörden auf objektive Kriterien 

großen Wert gelegt. Das war für uns entscheidend. Der Grundstein für diese passen-

de Auswahl der Zielorte und die zu verlagernden Behörden wurde gelegt, um einen 

Masterplan der ersten Stufe umzusetzen. Alle Ressorts waren einbezogen. Auch die 

Staatskanzlei, wirklich alle Ressorts, leisten im Hinblick auf die Verlagerung moderner 

qualifizierter behördlicher Arbeitsplätze einen Beitrag. Wir haben durch diesen Reali-

sierungszeitraum von bis zu zehn Jahren eine große Dynamik entfacht; denn das er-

möglicht uns die Flexibilität, die wir brauchen, und eine sozialverträgliche Umsetzung. 

Wir haben nicht darüber diskutieren müssen, ob das sozialverträglich gemacht werden 

kann – es werden etwa keine Beamten quer durch ganz Bayern versetzt –, sondern 

wir sind einen anderen Weg gegangen. Ich werde noch darauf zu sprechen kommen.

Es geht auf der ersten Stufe um insgesamt 2.511 Arbeitsplätze und 730 Studienplät-

ze. Der Schwerpunkt liegt auf der Verlagerung in den bayerisch-tschechischen Grenz-

raum, wohin jeder zweite Arbeits- und fast jeder Studienplatz verlagert werden wird.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich nenne einige wenige Leuchtturmprojekte, damit in Erinnerung kommt, was für 

manche schon selbstverständlich geworden ist. Es ist selbstverständlich bei uns: Wir 

machen große Dinge. Strukturpolitik muss langen Atem haben. Manches, was bereits 

da ist, wird schnell wieder vergessen und wurde durch konkrete Entscheidungen des 

Parlaments, des Kabinetts und der Staatsregierung realisiert.

Wir haben in Oberfranken ein Servicezentrum eGovernment, den BayernServer, nach 

Marktredwitz verlagert. Wir haben ein Kompetenzzentrum für Ernährung in Kulmbach, 
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in Unterfranken das Staatsarchiv Kitzingen, das Haus für Gesundheitsmanagement 

in Bad Kissingen. In Mittelfranken haben wir das Staatsministerium für Gesundheit, 

Pflege und Prävention mit einem zweiten Dienstsitz situiert. Das Landesamt für Schule 

ist in Gunzenhausen. In der Oberpfalz haben wir die Digitalen Landkarten Bayern in 

Windischeschenbach. Das IT-Servicezentrum der bayerischen Justiz sitzt in Amberg, 

in Niederbayern das Landesamt für Steuern in Zwiesel. Meine Damen und Herren, das 

Landesamt für Steuern hat drei Standorte in Bayern: München, Nürnberg und Zwiesel. 

Wir nehmen es mit der Strukturpolitik durch die Verlagerung behördlicher Standorte 

also wirklich ernst.

Wir haben das Zentrum für angewandte und praxisorientierte Agrarforschung in Ruhs-

torf an der Rott. Für Oberbayern nenne ich das Landesamt für Maß und Gewicht in 

Bad Reichenhall. Wir haben BayernLabs in Traunstein und Eichstätt und auch noch 

weitere Dinge in der Umsetzung. Ich erwähne auch noch Schwaben. Wir haben dort 

das Abrechnungszentrum für die Bezüge Süd am Landesamt für Finanzen in Kaufbeu-

ren situiert. Die Bewertungsstelle des Finanzamtes München ist in Höchstädt an der 

Donau. Es sind Tausende Mitarbeiter und Familien davon betroffen. Daher war klar – 

und das ist mir ganz besonders wichtig –: Der Erfolg ist letzten Endes nur möglich, 

wenn die Beschäftigten, wie man modern sagt, "mitgenommen" werden.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Deshalb haben wir ein Personalrahmenkonzept, in das wir von Anfang an alle Um-

setzungsvorstellungen und Ideen integriert haben. Ich möchte es einmal so sagen: 

Wir haben aus der Vergangenheit gelernt. Es hat schon in früheren Zeiten Behörden-

verlagerungen gegeben. Ich bin Oberpfälzer, und als ich 2008 in den Landtag kam 

– Alexander Flierl erinnert sich und lacht –, hatten wir hier die Diskussion um die 

angedachte Verlagerung des Amtes für Ländliche Entwicklung aus Regensburg nach 

Tirschenreuth. Das wurde damals beschlossen und verlagert. Das rief erhebliche Wi-

derstände bei den Beschäftigten hervor. Es gab hitzige Debatten – und die möchte 

man vermeiden. Deshalb haben wir von Anfang an auf Sozialverträglichkeit Wert 
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gelegt und Zwangsversetzungen von Anfang an ausgeschlossen. Wir verlagern also 

nicht Menschen, sondern frei werdende Stellen. Deshalb nehmen wir uns auch länger 

Zeit; im Umsetzungszeitraum von zehn Jahren werden Stellen frei. Diese Stellen 

werden an den neuen Standort verlagert. Wir suchen für diese freien Stellen entweder 

Menschen, die aus den Städten gerne in ihre Heimat gehen, oder junge Menschen, 

die in ihrer Heimat bleiben können. Meine Damen und Herren, das hat bis zum heuti-

gen Tag sehr gut funktioniert; denn das gibt den Beschäftigten Sicherheit. Niemand 

wird zwangsversetzt. Andererseits sind Versetzungswünsche durchaus erfüllbar, die 

so überhaupt nicht erfüllbar gewesen wären.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich kenne das aus der eigenen Steuerverwaltung, wo wir ja viele Kräfte auch in 

München, im oberbayerischen Raum und auch viele Menschen im Bayerischen Wald 

oder der Oberpfalz haben, die sich zu Steuerbeamten ausbilden lassen. Das führt 

dazu, dass man plötzlich am Landesamt für Steuern in Zwiesel arbeiten kann; man 

muss das also nicht mehr in München oder Nürnberg tun.

Natürlich ist es unabdingbare Voraussetzung für den Erfolg, diese Akzeptanz zu unter-

mauern. Neben dem Willen zur Realisierung, den wir jederzeit haben, weil wir sofort 

an die Umsetzung gegangen sind, ist es entscheidend, dass man belegen kann, 

dass sich das Ganze bezahlt macht. Man kann nicht immer alles auf Euro und Cent 

ausrechnen. Es wird oft gefragt: "Was kostet das genau?" – Strukturpolitik kostet Geld, 

das ist klar. Man kann es nicht auf Heller und Pfennig, auf Euro und Cent heute sagen; 

aber ich kann sagen: Für die Zieldestinationen macht es sich mehr als bezahlt.

Ich bin nicht an allen, aber an vielen Behördenstandorten persönlich gewesen. Ich 

hatte Kontakt mit den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern und Vertretern der 

Kommunalpolitik vor Ort. Alle freuen sich. Natürlich ist es vor Ort immer so, dass 

als Allererstes gewünscht wird, städtebauliche Maßnahmen zu ergreifen. Es werden 

dann immer gleich drei, vier oder fünf Immobilien angeboten, wohin die Behörde soll. 
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Wir haben auch dort, wo das möglich war, städtebaulich gewirkt. Ich sage aber in aller 

Offenheit: Ich lege in erster Linie Wert darauf, dass wir eine funktionsfähige Behörde 

haben. Wenn sich das mit den städtebaulichen Herausforderungen der Zielkommune 

deckt, soll es mir recht sein. Umgekehrt ist es natürlich nicht ausschließlich ein inner-

örtliches Entwicklungsprogramm, obwohl das in sehr vielen Fällen dennoch so ist. In 

vielen Fällen sind wir auch mitten im Ort, haben Gebäude saniert, manchmal auch Ge-

bäude gekauft, um dort einen behördlichen Standort zu situieren, wo sonst vielleicht 

Leerstand wäre. Deswegen glaube ich: Es ist nicht nur fürs Personal, sondern auch für 

die Kommune vor Ort eine echte Entwicklungschance. Ich glaube, das kann man nicht 

gering schätzen, sondern muss man hoch bewerten.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Meine Damen und Herren, was macht mich als Finanzminister so sicher, dass das 

Geld, das ich in die Hand nehme, letzten Endes einen Mehrwert hat? – Zwar wird der 

Staatshaushalt belastet, das ist keine Frage. Wir haben aber seitens des Landtags 

den Auftrag bekommen, die Entwicklungen zu evaluieren. Schon im Jahr 2015 haben 

wir diesen Auftrag bekommen und haben ihn ernst genommen. Wir haben nach den 

Vorgaben der Bayerischen Haushaltsordnung ein eigenständiges Konzept zur Evaluie-

rung von Anfang an angewandt, und zwar nicht, indem der Minister evaluiert, sondern 

wir haben wissenschaftliche Standards zugrunde gelegt. Wir haben systematisch do-

kumentiert, wie die Fortschritte laufen. Wir haben berechnet und bewertet, wie sich 

die Wirtschaftlichkeit ergibt. Wir haben von Anfang an die Zielerreichungskontrolle 

verfolgt. Das Festlegen klarer, transparenter und messbarer Indikatoren für die Kern-

ziele war uns von Anfang an wichtig.Die Anzahl der verlagerten Arbeitsplätze und 

Studienplätze vorrangig in strukturschwache Räume, die wirtschaftliche Stärkung, die 

Nachfrage, die in den Zielregionen erzeugt wird, die rechnerische Stärkung auch kom-

munaler Haushalte in den strukturschwächeren Regionen durch die Mehreinnahmen 

zum Beispiel im Bereich der Einkommensteuer, und die frei werdenden Flächen in den 

Quellorten bieten natürlich Chancen für anderweitige Nutzungen.
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Deshalb war es eine zentrale Komponente des Evaluationskonzepts, dass wir eine 

wissenschaftlich entwickelte Berechnungssystematik zugrunde gelegt, sozusagen 

auch eine mathematische Simulation des zukünftigen Konsums gemacht haben. 

Die Beschäftigten, die Studierenden werden einkaufen und erhöhen den Konsum 

in der Region. Die Behörden kaufen Büroausstattung, beauftragen Baufirmen. Der 

Wirtschaftskreislauf wird also angekurbelt. Das Ergebnis der Simulation hat monetär 

messbare Nachfrageeffekte.

Wir haben das Ganze durch das Institut für Geographie der Friedrich-Alexander-Uni-

versität Erlangen-Nürnberg testiert – umfassend, systematisch und korrekt. Das ist mir 

ganz besonders wichtig: Wir haben hier zu diesen Fragen die Wissenschaft bemüht, 

um auch bewerten zu lassen, was wir tun; denn es ist ja nichts, was jetzt abgeschlos-

sen wäre, sondern es wird immer wieder neue Überlegungen geben.

Wir haben dann schon im September 2020 im Landtag ein Konzept zur Evaluation 

von Behördenverlagerungen – das hieß damals "Module zur Erfolgs- und Wirtschaft-

lichkeitskontrolle" – vorgelegt. Wir haben damals, was nicht immer so ist, wenn ich 

dem Landtag etwas vorlegen darf, weder Kritik noch Nachfragen bekommen. Ich bin 

also damals schon davon ausgegangen, dass es offensichtlich in jeder Hinsicht als 

fundiert betrachtet wird. Damals hatten wir den Erfolg schon anhand dreier Kernziele 

bemessen, die ich noch einmal ganz kurz erwähnen möchte.

Erstens. Das Kernziel für die Zielorte und die Beschäftigten: die Schaffung zukunftsfä-

higer, qualifizierter Arbeits- und Studienplätze. Darauf kommt es an, insbesondere in 

den strukturschwachen Regionen. Wir können heute, nach zehn Jahren, feststellen, 

dass wir 64 von 65 geplanten Verlagerungsprojekten an 46 Zielorte gestartet haben. 

43 der 46 Zielorte, also 93 %, sind in den strukturschwachen Räumen. 2.513 Beschäf-

tigte und Studierende sind schon vor Ort tätig. Wir haben also schon 85 % der Arbeits-

plätze und 100 % der Studienplätze in die strukturschwachen Regionen gebracht.
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Warum gibt es beim einen oder anderen Projekt leichte Verzögerungen? – Es geht 

zum Beispiel dann, wenn ich spezialisierte Hochbaumaßnahmen zu machen habe, 

mit der Verlagerung natürlich nur los, wenn auch die Immobilie fertig ist. Spezialbau-

ten wie zum Beispiel die Justizvollzugsanstalt in Marktredwitz oder das Eich- und 

Beschussamt in Fürstenfeldbruck sind schlicht mit der baulichen Entwicklung noch 

nicht ganz fertig.

Ich sage in aller Offenheit, dass es mir auch lieber gewesen wäre, wir wären fertig. 

Aber es hat überhaupt keinen Sinn, daraus jetzt eine Tragödie zu machen; denn das 

sind langfristige Dinge. Da sage ich dann ehrlich: Wenn es im Einzelfall ein oder zwei 

Jahre länger dauert und das einen Grund hat, dann ist das, glaube ich, nichts, was 

man als Misserfolg deuten könnte.

Wir werden bis Ende 2028 – das ist jetzt absehbar – über 100 % der beschlossenen 

Arbeitsplätze an den Zielorten haben. Warum sage ich über 100 %? – Weil wir an 

manchen Orten deutlich mehr Stellen verlagert haben, als vorher geplant war, zum 

Beispiel beim Landesamt für Schule. Dort waren 114 Arbeitsplätze geplant, jetzt haben 

wir dort 208, und es funktioniert hervorragend. Beim Finanzamt Nördlingen war zu-

nächst die Verlagerung von 25 Dienstposten angedacht; jetzt haben wir 74 dort, die 

Arbeitsplätze also eigentlich verdreifacht.

Es ging darum, dass die Strukturen passen. Heimatnahe Arbeitsplätze sind letztlich 

auch für viele unserer Beschäftigten und deren Familien Wunscherfüller. Da haben wir 

uns jetzt nicht nur an der beschlossenen Zahl festgehalten. Es wäre, wenn es in den 

jeweiligen Verwaltungen strukturell passt, geradezu grotesk, wenn wir sagten: Nein, 

das können wir hier nicht machen, weil wir das vor zehn Jahren anders beschlossen 

haben, wir lassen die Arbeitsplätze in München. – Ich glaube daher, wir legen bilanziell 

eine sehr gute Entwicklung vor.

Das zweite Kernziel ist, die regionale Wirtschaft zu stärken. Ich sprach es an: Es gibt 

wissenschaftliche Begleitung. Wir haben in den Jahren 2017 bis 2025 rechnerisch 
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440 Millionen Euro volkswirtschaftlicher Nachfrage erzielt, vor Ort die Wirtschaftskraft 

gestärkt und spürbare Beschäftigungseffekte erzeugt.

Ich glaube, das sind Dinge, die durch wissenschaftliche Fundierung tatsächlich dazu 

führen, dass wir uns nicht im luftleeren Raum bewegen, sondern auch gut belegen 

können, dass das, was wir beschlossen haben, gut ist. Wir haben zum Beispiel 2017 

bis 2025 in den Haushalten der Zielkommunen 8 Millionen Euro Mehreinnahmen aus 

der Einkommensteuer erzielt. Das schafft auch mehr Gestaltungsspielraum vor Ort.

Wir sind als Bayerische Staatsregierung also verlässlicher Partner strukturschwäche-

rer Regionen in Bayern. Diese Behördenverlagerungen haben in den Zielregionen 

Zugkraft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

An der Stelle werde ich natürlich immer gefragt: Herr Minister, das stimmt zwar alles, 

aber rettet es wirklich die Wirtschaftsentwicklung in den Regionen vor Ort? – Natürlich 

rettet nicht irgendetwas für sich alleine, aber es ist Vorbild, und es ist belegbar, dass 

wir damit wirtschaftliche Dynamik erzeugen.

Und wenn ich sage, ich möchte Vorbild sein, dann bezieht sich das nicht auf mich 

persönlich, sondern ich sage: Wenn es eine Heimatstrategie der Bayerischen Staats-

regierung gibt, dann müsste es genauso gut möglich sein, eine Heimatstrategie der 

bayerischen Wirtschaft zu entwickeln; denn wir haben auch Unternehmen im Groß-

raum München und in anderen Städten, die mir sagen: riesige Gewerbesteuer, viel 

zu teure Standorte, kein Fachpersonal mehr, alles überfüllt und überlaufen. – Ich 

erlaube mir dann immer, diesen Unternehmen zu raten: Schaut euch doch einmal 

die Gegenden – ich sage das jetzt aufgrund besonderer Ortskenntnis – nördlich des 

Tunnels bei Regensburg an. Das ist eine Möglichkeit, wo wir Räume haben, wo es 

noch Platz gibt, wo es noch Freude gibt, wenn sich ein Gewerbe ansiedelt.
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Wenn ein Unternehmen mit, sagen wir, 100 Beschäftigen in München eine Erweite-

rung macht, dann ist das in manchen Medien nicht einmal eine Notiz wert. Wenn Sie 

einen Arbeitsplatzverlagerungseffekt Ihres Unternehmens aus München heraus in – 

sage ich einmal – die nördliche Oberpfalz, nach Oberfranken, den Bayerischen Wald, 

nach Westmittelfranken, wo wir die größten Herausforderungen haben, machen, dann 

werden Sie dort gefeiert und begrüßt; Sie sind vor Ort der Superstar.

Deswegen sage ich allen unternehmerisch Tätigen in Bayern: Pflegen auch Sie, wie 

das der Freistaat Bayern macht, eine Heimatstrategie.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Denken Sie an diese Räume, das schafft Entwicklung.

Das dritte Kernziel sei auch noch erwähnt: die frei werdenden Flächen in den Städten. 

Wir haben zum Beispiel in München bisher rechnerisch schon 37.000 Quadratmeter 

frei bekommen. Es ist natürlich möglich, das in den Städten, insbesondere in Mün-

chen, mit alternativen Nutzungen zu belegen.

Ich glaube auch, dass das etwas ist, was wir uns alle miteinander immer wieder 

bei jeder Maßnahme, die wir beschließen, auch überlegen müssen: Muss es in der 

Stadt sein? Muss es in München sein? – Im Übrigen kann man auch in Landkreisen 

selbst als Kommune Behördenverlagerungen vornehmen. Ich bin der Letzte, der der 

Auffassung ist, dass zum Beispiel ein Landratsamt in einem Landkreis nur an einem 

Standort sein kann. Man kann aufgrund der Digitalisierung, die wir haben, auch in 

einem Landkreis die Möglichkeit nutzen, die eine oder andere Gemeinde mit Depen-

dancen des Landratsamtes glücklich zu machen. Das sind Dinge, die wir nicht nur auf 

Staatsregierungsebene machen müssen, sondern die man auch dezentraler machen 

kann.

Die Zukunft liegt – durch die Digitalisierung ermöglicht – in der Regionalisierung von 

Behörden. Das wäre früher nicht möglich gewesen; da war Zentralisierung notwendig. 
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Das müssen wir heute nicht mehr tun. Es ist nicht mehr wichtig, wo genau etwas 

stattfindet, sondern dass es gut stattfindet.

So haben wir diese Möglichkeiten – ich sage es noch einmal – in dieser positiven Kos-

ten-Nutzen-Analyse der Wissenschaft zusammengefasst, die uns bescheinigt, dass 

wir durch diese Konzeption eine positive Gesamtbilanz im mittleren dreistelligen Millio-

nenbereich erzeugen. Deshalb bin ich mir ganz sicher, dass wir nicht nur monetär und 

emotional im Hinblick auf die Entwicklung des Freistaates Bayern auf dem richtigen 

Weg sind, sondern dass wir ein gesamtheitliches, ganzheitliches Konzept verfolgen, 

das wirklich eine positive Entwicklung nimmt – für Menschen, für das Land selbst, für 

die Wirtschaft. Wir haben ein positives Signal: Wir lassen keine Gegend allein.

Wenn ich das abschließend noch erwähnen darf: Ein leistungsfähiger öffentlicher 

Dienst lebt natürlich davon, dass wir in allen Gegenden auch hoch motivierte Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter haben. Dieses ausgewogene, faire, transparente Personal-

rahmenkonzept sorgt dafür. Wir lagen richtig.

Auch hier kann ich sagen: Wir haben aus dem öffentlichen Dienst mittlerweile 

1.250 Versetzungen an die Zielorte. Das sind also 1.250 Familien, die jetzt dort leben 

können, wo man sich Leben vielleicht auch besser leisten kann.Wir haben mehr als 

500 Neueinstellungen aus der jeweiligen Region. Und auch das ist ganz wichtig: Alle 

Fachlaufbahnen und Qualifikationsebenen sind vertreten. Hier findet praktisch jeder 

die passende Möglichkeit für seine berufliche Entwicklung. Deshalb haben wir eine 

hohe Akzeptanz der Konzepte bei den Beschäftigten. Herr Ministerpräsident, bei der 

Auswahl der Zielorte wurde damals offensichtlich klug gehandelt. Die Motivation der 

Mitarbeiterschaft ist jedenfalls durch diese Behördenverlagerung nicht zurückgegan-

gen, sondern ganz im Gegenteil.

Und – das ist noch wichtig – wir haben eine zweite Stufe unserer Behördenverlage-

rungen beschlossen. Das Konzept "Bayern 2030", das 2021, also vor fünf Jahren, 

beschlossen wurde, erhielt – denn uns hat der Erfolg angespornt – eine zweite Stufe. 
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Da kann man heute sagen, erstmals können wir nun schauen: Was hat sich in diesen 

fünf Jahren getan? Wir haben damals, vor fünf Jahren, beschlossen: Wir verlagern 

noch einmal 2.685 Arbeitsplätze und weitere 440 Studienplätze. Zwei Projekte haben 

wir schon in den ersten fünf Jahren erfolgreich gestartet. Die Bearbeitungsstelle des 

Finanzamtes München in Schweinfurt – für 300 Beschäftigte – ist gebaut worden. Wir 

mieten uns ein, genauso das Landesamt für Finanzen in Weiden, ebenso mit 300 Be-

diensteten. Beide Projekte sind quasi auf der Zielgeraden, dort auch entsprechend 

umgesetzt zu werden.

Natürlich werden wir auch hier den Zeitplan einhalten. Wir haben noch fünf Jahre 

Zeit, und je nachdem, wer dann in fünf Jahren darüber zu berichten hat, bin ich mir 

sicher, dass es dafür sehr gute Berichte geben kann; denn Behördenverlagerungen 

sind erfolgreich und stärken die ländlichen Räume. Das soll man auch einmal sagen; 

denn man wird ständig mit Nachrichten konfrontiert, wenn irgendetwas nicht klappt. 

Hier haben wir jetzt einmal etwas, das perfekt geklappt hat, das gut umgesetzt wird. 

Dafür möchte ich auch allen danken, die diese Umsetzung zu organisieren haben, all 

denen, die in den Ressorts verantwortlich sind. Ich bin als Finanz- und Heimatminister 

quasi nur – der Oberaufpasser bin ich sicher nicht –

(Heiterkeit des Abgeordneten Martin Wagle (CSU))

derjenige, der versucht, das alles mit den Ressorts zusammen strukturell gut zu ma-

chen; aber da braucht es auch Menschen, die guten Willens sind, die Dinge umset-

zen, und deswegen möchte ich wirklich Danke sagen an alle Ressorts hinein: die 

Staatskanzlei, insbesondere auch an mein Ministerium, wo die Damen und Herren das 

planen, umsetzen, evaluieren und die vielen beschlossenen Maßnahmen zum Erfolg 

führen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Lassen Sie bitte noch den Finanzminister sprechen. Wir haben jetzt noch 14 laufende 

Hochbaumaßnahmen umzusetzen, unter anderem das Amt für Ländliche Entwicklung 
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in Mühldorf am Inn, das wir auch verlagern. Natürlich verschweige ich nicht: 14 der-

artige Hochbaumaßnahmen sind auch haushalterisch ein Kraftakt. In diesen Zeiten, 

in denen ich immer dafür werbe, dass wir mit dem Geld auskommen müssen, das 

wir einnehmen, werden wir uns hier auch anstrengen müssen, dass das alles gut 

umgesetzt wird. Ich halte es für umsetzbar, und wir werden das auch tun. Ich will nur 

die Erwartungshaltung ein bisschen dämpfen, damit wir – heute in der anschließenden 

Debatte oder dann im Nachgang zum heutigen Tag – nicht auf die Idee kommen,

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

wir sollten nächstes Jahr eine dritte große Behördenverlagerungswelle kreieren oder 

gar eine vierte, Herr Pargent.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

– Ich weiß nicht, wie groß Sie in diesem Fall denken; denn wir sollten jetzt Schritt für 

Schritt das umsetzen, was wir beschlossen haben, und in den nächsten fünf Jahren 

sind wir noch gut damit beschäftigt; aber wir denken natürlich auch jenseits dieser 

Fragen darüber nach, wo Beschäftigte des Freistaates Bayern Dienst tun können. 

Es muss nicht alles unbezahlbar teuer sein. Das sind Prozesse, an die man immer 

denken muss; aber für die große Heimatstrategie sage ich nur: Wir sind im Moment 

noch gut beschäftigt, das umzusetzen, was längst beschlossen ist; aber wir sind auf 

einem sehr guten Weg.

Meine Damen und Herren, das ist eine wahre Erfolgsgeschichte: Wir tragen zur Stär-

kung der Regionen, zur Mitarbeitermotivation, zu gleichwertigen Lebens- und Arbeits-

verhältnissen in Bayern bei. Es ist ein Investment, das sich volkswirtschaftlich für alle 

Beteiligten lohnt, das strukturpolitisch wirkt und das für die Bürgerinnen und Bürger 

als gelebter Verfassungsauftrag sichtbar wird. Verwaltung zu regionalisieren heißt, die 

Heimat Bayern zu stärken. Deshalb sind wir auf einem guten Weg. Ich freue mich auf 

eine gute, objektiv-sachliche Aussprache, gerne auch auf die Frage: Was kann man 

noch besser machen? Ich bin überzeugt davon, dass diese Erfolgsgeschichte fortge-
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schrieben werden kann und dass wir heute mit dieser Regierungserklärung fortfolgend 

den nächsten Schwung nehmen zur vollständigen Umsetzung dessen, was wir uns 

vorgenommen haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank, Herr Staatsminister. Ich eröffne jetzt die Aus-

sprache des Parlaments – praktisch als Oberaufpasser, wie vorher schon gesagt 

worden ist. Wir haben im Ältestenrat 111 Minuten für die Debatte vereinbart. Als erster 

Redner hat der Kollege Andreas Winhart für die AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Finanzminister, herzlichen Glückwunsch, dass Sie ein Thema für 

diese Regierungserklärung gefunden haben: Zehn Jahre Behördenverlagerung quer 

durch Bayern. Das ist ein, wie ich denke, gelungenes Ablenkungsmanöver bezüglich 

der schlechten Kommunalwahlergebnisse – eine vermeintliche Positivmeldung, mit der 

man sich wieder als diejenigen darstellt, die sich im ländlichen Raum stark positionie-

ren. Das, was wir heute hier gehört haben, ist aber – ehrlich gesagt – vielleicht noch 

ein bisschen dem Wahlkampf geschuldet. Die Kooperationspartner in den Kommunen 

warten natürlich darauf, vielleicht noch mit der einen oder anderen Behörde beglückt 

zu werden.

Hier steht im Raum, dass die Behördenverlagerung für rund 230.000 Beamte und 

150.000 Angestellte im Freistaat Bayern auch bedeutet, dass unter Umständen nicht 

jeder mit einer Stelle glücklich gemacht werden kann, die jetzt zufälligerweise in ir-

gendeinem neuen Amt oder in einer neuen Behörde entsteht, sondern – nein – der 

eine oder andere musste umziehen bzw. musste – wenn auch nicht angeordnet – 

auf jeden Fall seinen Wohnsitz verlagern. Wir dürfen nicht vergessen: Gerade auch 

unsere Beamten sind diejenigen, auf die die Gehaltserhöhung erst im Herbst wartet. 
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Das ist auch eine Sache, die vielleicht in dem Zusammenhang einmal erwähnenswert 

ist.

Meine Damen und Herren, die Behördenverlagerung mag auf den einen oder anderen 

in der freien Wirtschaft ein bisschen wie aus der Zeit gefallen wirken. Wer einmal in 

der freien Wirtschaft gearbeitet hat, weiß: Homeoffice und flexible Arbeitszeiten, auch 

Mobilität haben dort längst Einzug erhalten. Deswegen verstehe ich nicht ganz, warum 

man sich herablässt, der bayerischen Wirtschaft eine Heimatstrategie ans Herz zu 

legen, wo Unternehmer ohnehin aus eigenem Antrieb heraus den günstigsten Stand-

ort für sich suchen. Das, was wir von staatlicher Seite dazu beitragen können, sind 

entsprechende Flächen. Wir können dazu beitragen, dass entsprechend ausgewiesen 

wird, dass leichter ausgewiesen wird, dass Bürokratie abgebaut wird, und das andere 

sind natürlich niedrigere Gewerbesteuern, die gerade für die Unternehmen besonders 

wichtig sind. Da muss man ganz klar sagen: So klamm, wie unsere Kommunen sind, 

ist da aber auch kein Spielraum mehr.

Von daher wird dieser Aufruf einer Heimatstrategie für die bayerische Wirtschaft ver-

puffen. Wir haben da bessere Konzepte, beispielsweise mit unserem "Kimm-Hoam"-

Programm, mit dem wir Fachkräfte zurückholen, mit dem wir attraktive steuerliche 

Umgebungen für die Arbeitnehmer und Arbeitgeber schaffen werden. Deshalb ist un-

sere Strategie für eine Wirtschaft, die nach Hause kommt, für eine Wirtschaft, die sich 

zu Hause fühlt, die deutlich bessere, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Behördenverlagerung ist eine tolle Sache, wenn alle diejenigen, die dort ihre Einkom-

mensteuer entrichten, konsumieren bzw., etwas davon haben. Meine Damen und 

Herren, machen wir uns aber nichts vor: Insgesamt müssen wir von der Verwaltung 

herunter. Wir brauchen weniger Verwaltung, wir brauchen weniger Bürokratie, wir 

brauchen weniger Ämter, wir brauchen einen schlankeren Staat, der sein Geld deutlich 

effizienter einsetzt.
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(Beifall bei der AfD – Walter Nussel (CSU): Dann brauchen wir weniger Anträge 

von euch!)

Sie haben angesprochen, dass es durchaus möglich ist, dass ein Landratsamt an 

mehreren Standorten ist. Ihre CSU-Kollegen in Rosenheim machen genau das Ge-

genteil: Für 30 Millionen Euro wird das Landratsamt in Rosenheim aufgestockt. Damit 

haben wir das Kommunale hier auch ausgesprochen. Sie reden hier mit netten Wor-

ten von mehreren Standorten. Ihre Kollegen draußen machen genau das Gegenteil, 

meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Also beschäftigen wir uns jetzt mit der Erfolgsbilanz, wenn man es so nennen kann, 

einer Behördenverlagerung. Ich möchte es gar nicht bestreiten: Der Ausgangspunkt 

ist durchaus richtig. Die Idee, staatliche Arbeitsplätze nicht nur in München und in 

großen Zentren zu bündeln, sondern sie in die Regionen zu bringen, kann im Einzelfall 

durchaus sinnvoll und wertvoll sein. Qualifizierte und sichere Arbeitsplätze können 

Regionen stärken.Die Staatsregierung begründet die Behördenverlagerung als Instru-

ment aktiver Strukturpolitik im Rahmen der Heimatstrategie.

Aber genau das wollen wir uns mal genauer anschauen: Wir reden nicht darüber, ob 

Regionalisierung denkbar oder sinnvoll sein kann. Wir reden darüber, ob die Staats-

regierung hier wirklich schon eine Erfolgsbilanz vorgelegt hat. Dazu lautet unsere Ant-

wort klar: Nein. Dafür ist diese Vorlage zu selbstzufrieden und an den entscheidenden 

Stellen zu ungenau; denn ein begonnenes Projekt ist noch kein bewiesener Erfolg. 

Eine Behörde an einem neuen Standort ist noch kein Nachweis dafür, dass sie dort 

dauerhaft tragfähig, personell stabil und organisatorisch überzeugend arbeitet. Ein 

politisch gut klingender Standortbeschluss ist noch kein Beleg dafür, dass Aufwand, 

Nutzen und die Priorität am Ende wirklich zusammenpassen.

Die erste Stufe war von Anfang an auf viele Jahre angelegt. Das Konzept der Regio-

nalisierung von Verwaltung sah die Verlagerung von 64 Behörden und staatlichen 
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Einrichtungen bis 2025 vor. Wer von Erfolg spricht, muss nämlich mehr liefern als 

Vollzugsmeldungen. Er muss sagen, was das Ganze gebracht hat, was es gekostet 

hat, wo es Reibungsverluste gab und warum genau dieses Projekt in der Priorität 

richtig war.

Genau an diesem Punkt wird die Sache für die Staatsregierung nämlich dünn. 

Die Staatsregierung hat in einer schriftlichen Antwort selbst erklärt, dass grundsätz-

lich keine Angaben zu Gesamtkosten der Behördenverlagerungen erfolgen können. 

Gleichzeitig wurden verlagerungsbedingte Doppelstrukturen eingeräumt. Genannt wird 

dort auch ein Stellenpool von 750 Planstellen bis Ende 2030. Wenn man also den 

Gesamterfolg feiern will, aber die Gesamtkosten nicht sauber beziffern kann, dann ist 

es keine wirkliche Bilanz, meine Damen und Herren.

Ich will es an zwei Beispielen festmachen, erstens am Umzug des Gesundheitsminis-

teriums nach Nürnberg. Gerade dieses Beispiel zeigt, warum man bei Behördenverla-

gerungen vorsichtig sein sollte mit großen Erfolgserzählungen. Dass das Ministerium 

nach Nürnberg verlagert werden soll, wurde 2016 in der Öffentlichkeit ausdrücklich als 

strukturpolitisches Signal begrüßt. Im Landtag kam damals schon scharfe parlamenta-

rische Kritik. Hier im Saal wurde von Verschwendung von Steuermitteln, dem Fehlen 

fachlicher Gründe und völlig unmöglicher Menschenführung gesprochen. Ich möchte 

mir diese Wortwahl gar nicht zu eigen machen, aber sie zeigt, wie stark doch damals 

der Verdacht war, dass es sich eher um Symbolpolitik, weniger um eine organisatori-

sche Entscheidung handelt.

Auch der Bund der Steuerzahler hat genau dieses Projekt aufgegriffen, meine Damen 

und Herren. Öffentlich wurde die Frage aufgeworfen, ob die erhofften regionalen Im-

pulse noch im Verhältnis zu mindestens zehn Millionen Euro Kosten stehen. Damals 

wurde in der Presse berichtet, das Ministerium habe bestätigt, dass die vom Bund 

der Steuerzahler kritisierten zehn Millionen Euro Umzugskosten stimmen, sich aber 

auf zehn Jahre bezögen und sämtliche Ausgaben umfassten. Das ist keine parteipoliti-
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sche Kritik, sondern eine klassische Kosten-Nutzen-Frage. Genau diese Frage müsste 

eine Staatsregierung beantworten, wenn sie von einer Erfolgsbilanz spricht.

Das zweite Beispiel ist das Verwaltungsgericht Freyung bzw. Plattling. Wir wollen 

nicht, dass Parteifreunde irgendwo beglückt werden, sondern wir alle wollen den 

Menschen helfen. Hier zeigt sich weniger das Kostenproblem als die Unstetigkeit der 

Standortpolitik. Ursprünglich war politisch lange der Standort Freyung in der Diskus-

sion. Wir haben hier im Bayerischen Landtag entsprechend debattiert. Der Landtag 

hat sich dann am 18. Juni 2024 für Plattling entschieden. Was sieht man daran? 

– Nicht jede Standortentscheidung ist Ausdruck einer ruhigen, stringenten und von 

Anfang an durchdachten Strategie. Manches wirkt eher wie politisches Nachjustieren, 

wie ein Ringen darum, am Ende noch eine halbwegs passende Lösung präsentieren 

zu können. Genau deswegen ist auch hier die Abgrenzung wichtig.

Wir als AfD sagen nicht, dass Regionalisierung an sich falsch ist, und nicht, dass jede 

Behörde außerhalb Münchens unsinnig ist. Wir sagen auch nicht, dass der ländliche 

Raum keine staatlichen Einrichtungen verdient hätte – im Gegenteil. Wir sind nicht 

gegen Regionalisierung. Wir sind gegen unklare, teure, vorschnelle, schöngefärbte 

Regionalisierung. Deshalb ist unser eigener Antrag für Plattling damals in der Debatte 

so richtig gewesen, weil wir uns damals ganz klar für diesen Standort entschieden 

haben.

(Beifall bei der AfD – Toni Schuberl (GRÜNE): Mit fremden Federn habt ihr euch 

geschmückt! Das war nicht eure Idee! Auf den fahrenden Zug aufgesprungen!)

Das ist der Unterschied: nicht blind dagegen, sondern zielgenau dafür, wenn ein 

Projekt einen erkennbaren Mehrwert für Bürger und Region bringt.

Es geht zuletzt noch um die Prioritätenfrage. Die wirtschaftliche Lage in Deutschland 

ist seit Längerem schwach. Das reale Bruttoinlandsprodukt ist 2025 nur um 0,2 % 

gewachsen. Das ist eine Phase, in der Politik genau erklären muss, worauf sie ihre 

Kraft, ihr Geld und ihre Aufmerksamkeit richtet. Parallel dazu stehen Freistaat und 
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Kommunen unter hohem Investitionsdruck. Genau deshalb ist die Frage erlaubt, ob 

man heute wirklich noch eine große Erfolgsbilanz der Behördenverlagerung feiern soll-

te oder ob man nicht vielmehr nüchtern sagen müsste: Es gibt Projekte, manches mag 

sinnvoll gewesen sein, aber gerade jetzt müssen wir Wirkung, Kosten und Priorität 

strenger prüfen als früher.

Die Staatsregierung selbst rahmt Behördenverlagerungen als Strukturpolitik. Genau 

deswegen muss sie auch an der Prioritätenfrage gemessen werden; denn Regional-

isierungspolitik darf kein Selbstzweck sein. Sie darf auch kein Ersatz dafür sein, harte 

Prioritäten offen anzusprechen. Wenn die Staatsregierung von Erfolg spricht, dann 

muss sie den Maßstab offenlegen in Bezug auf Kosten, Personalrealität, belastbare 

Wirkung und eine ehrliche Antwort auf die Frage geben, warum genau dieses Projekt 

jetzt vorrangig war, warum die eine Behörde verlagert wurde und die andere vielleicht 

nicht. Solange das nicht geschieht, bleibt von dieser sogenannten Erfolgsbilanz nur 

eines übrig: eine zu früh gezogene politische Schlussfolgerung.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Michael Hofmann für die 

CSU-Fraktion.

Michael Hofmann (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr Staats-

minister, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 

in einem kleinen Dorf aufgewachsen, ungefähr 600 Einwohner. Zur Zeit meiner Geburt 

gab es bei uns keine Autobahn. Als ich ins Gymnasium gewechselt bin aus einer 

Klasse mit ungefähr 28 oder 29 Schulkindern, gingen noch 6 weitere mit mir aufs 

Gymnasium.

Seitdem haben sich die Zeiten geändert. Wenn sich die Zeiten ändern, dann muss 

Politik Maßnahmen ergreifen. Die Bayerische Staatsregierung tut genau das. Heute 

arbeite ich in München und bin innerhalb von zwei Stunden zu Hause, weil wir eine 

ICE-Strecke von München nach Nürnberg bis nach Berlin gebaut haben gegen erbit-

Protokollauszug
73. Plenum, 24.03.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 20

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/95209
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5166


tertsten Widerstand auch der Menschen vor Ort. Heute ist das eine Infrastrukturmaß-

nahme, die dem Freistaat Bayern hilft, die uns voranbringt und die wirtschaftliche 

Prosperität weiter vorangetrieben hat. Deutschland ist ein starkes Land, Bayern ist 

sein Motor. Wir haben mit den richtigen Entscheidungen die Maßnahmen getroffen, 

um stark zu sein, und das zu einem Zeitpunkt, als gleichwertige Lebensverhältnisse in 

der Bayerischen Verfassung noch gar nicht drinstanden.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

So gern ich meine Arbeit hier in München mache: Ich fahre gern wieder zurück in 

meine Heimat, in mein Dorf. Ich wünsche Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass 

es Ihnen ähnlich geht, weil es nämlich etwas mit Heimat zu tun hat. Wir stehen auch 

deswegen hier, weil wir für unsere Heimat kämpfen und weil wir uns für sie einsetzen. 

Wenn wir uns für unsere Heimat einsetzen, dann nicht allein deswegen, weil jetzt 

in der Bayerischen Verfassung etwas von gleichwertigen Lebensverhältnissen steht, 

sondern auch deswegen, weil wir der festen Überzeugung sind, dass der ländliche 

Raum eine echte und faire Chance verdient hat und es wichtig ist, dass wir ihn unter-

stützen. Das geschieht gegen erbitterte Widerstände von Leuten, die sich hinstellen 

und sagen, wir sind grundsätzlich nicht dagegen, aber eigentlich gefällt es uns nicht, 

sehr geehrter Herr Kollege Winhart. Wenn Sie sich so hinstellen und so ein Projekt 

vorantreiben wollen, dann scheitern Sie von Anfang an.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

Dieser Duktus, den Sie angebracht haben, sehr geehrter Kollege Winhart, ist dieser 

Sache überhaupt nicht gerecht geworden.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der GRÜ-

NEN)

Ich will das deutlich betonen: Warum soll es denn nicht beispielsweise in Pegnitz 

eine Hochschule für den öffentlichen Dienst geben mit 300 Studierenden und 28 Ar-
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beitsplätzen? Ich kann in Pegnitz genauso gut das studieren, was ich in München, 

Nürnberg, Augsburg oder Regensburg studieren kann.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Oder in Eichstätt!)

– Gerne auch Eichstätt, Frau Kollegin Schorer-Dremel. – Das ist keine Frage, ob ich 

für oder gegen Großstädte bin. Es ist eine Wertschätzung gegenüber den Menschen 

in der ländlichen Region, die sagen, das ist meine Heimat, hier möchte ich eine 

Zukunft haben. Wenn ich mich sehr gut ausbilden lasse, dann darf am Ende dieser 

sehr guten Ausbildung nicht stehen, dass ich in irgendeine Metropole ziehen muss, 

um dort dem nachgehen zu können, wofür ich ausgebildet worden bin!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich sage Ihnen noch etwas: Wir können gern über die einzelnen Effekte wirtschaft-

licher Art – Arbeitsplätze, Studierende, wie profitiert der Bäcker davon usw. – 

reden.Aber mir kommt bei den Entscheidungen immer wieder das Gefühl zu kurz; 

denn mit diesen Entscheidungen sagen wir den Menschen: Wir wertschätzen euch 

in der ländlichen Region, auf dem Land. Wir glauben an die Zukunft eurer Region, 

und weil wir an diese Region und eure Zukunft in der ländlichen Region glauben, 

investieren wir. Deswegen bringen wir Arbeitsplätze dorthin. Deswegen bringen wir 

Studierendenplätze dorthin. Wir als Freistaat Bayern sind ein Flächenland. Wir wollen 

nicht nur die Großstädte, sondern Gesamtbayern entwickeln, so wie wir es in der 

Vergangenheit getan haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen sage ich Ihnen auch: Das haben wir in der Vergangenheit schon mit den 

Hochschulen für angewandte Wissenschaften, damals Fachhochschulen, usw. usf. 

gemacht. Das war der Grundpfeiler, mit dem der Freistaat Bayern seine enorme wirt-

schaftliche Entwicklung vorangebracht hat.
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Ja, jetzt kann man darüber diskutieren, ob denn die Unternehmen ihre Arbeitsplätze 

ebenfalls hinausverlagern oder nicht. Darum geht es dem Freistaat Bayern überhaupt 

nicht. Es geht nicht um die Frage, inwieweit wir Wirtschaft beeinflussen können oder 

nicht, sondern es geht in allererster Linie darum, welche Handlungsmöglichkeiten wir 

haben. Wie sehr sind wir davon überzeugt, dass unser Weg der richtige ist?

Da finde ich es schon aberwitzig, wenn der Kollege von der AfD sich hinstellt und sagt: 

Wir wollen weniger Bürokratie, wir wollen weniger dies, wir wollen weniger das. Mit 

Ihren fragwürdigen Anfragen tragen Sie im Grunde genommen zu einem der größten 

Bürokratiemonster bei,

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

weil Hunderte Heerscharen von Beamten nichts anderes zu tun haben, als Fakten 

zusammenzutragen, mit denen Sie am Ende eh nichts anfangen können.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sie haben gesagt, Sie wollen Beamte abbauen. Dann reden wir doch einmal konkret 

darüber. Wollen Sie keine Landesanstalt für Landwirtschaft in Marktredwitz mit 60 Ar-

beitsplätzen? Oder wollen Sie die Hochschule für den öffentlichen Dienst in Pegnitz 

nicht?

(Lachen bei der AfD)

Wollen Sie kein Haus für Gesundheitsmanagement vom Landesamt für Gesundheit in 

Bad Kissingen? – Das sind all die Themen, bei denen es dazugehört, Ja oder Nein zu 

sagen. Aber das, was Sie vorhin gebracht haben, war wenig überzeugend.

Wir sind der festen Auffassung, dass dieser Weg weitergeht. Sehr geehrter Herr 

Staatsminister, ich sage Ihnen ein herzliches Dankeschön für die Umsetzung dieser 

Strategie. Ich vergesse auch nicht, dass wir 2015 mit den ersten Beschlüssen begon-

nen haben, sehr geehrter Herr Ministerpräsident. Da hat es den Anfang genommen. 
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Aber die Umsetzung ist natürlich auch schwierig, und der Minister hat deutlich ge-

macht, wo die Probleme liegen. Man hatte den Versuch auch schon einmal anders 

unternommen und gesagt, wir versuchen, die Menschen par ordre du mufti in eine 

andere Region zu bringen.

Sehr geehrter Herr Staatsminister, Sie haben die richtige Entscheidung getroffen. Wir 

sollten nichts überstürzen. Wir möchten die Menschen, die für uns den öffentlichen 

Dienst wuppen, mitnehmen. Wir haben nichts von demotivierten Leuten in der öffentli-

chen Verwaltung. Wir möchten, dass die Menschen gerne und zufrieden für den Frei-

staat Bayern arbeiten, weil sie dann auch hervorragende Arbeit abliefern. Es ist richtig, 

sehr geehrter Herr Staatsminister, dass Sie in dem Zusammenhang nicht Eile und 

Hetze, sondern ein überlegtes Handeln walten lassen, bei dem Sie die Belegschaft, 

die Bürgerinnen und Bürger mitnehmen, damit wir vor Ort letzten Endes die richtigen 

Entscheidungen treffen, auch in der Infrastruktur.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ja, wir werden Leute nicht versetzen müssen. Wir werden manche sowieso dort hin-

bekommen, weil sie einen Versetzungsantrag stellen. An der Stelle auch eine klare 

Werbung für den ländlichen Raum: So schön es ist, dass man in München ein Deut-

sches Museum hat, aber auch wir haben Stärken, die es lohnen, sodass man in dem 

Bereich gerne und zufrieden lebt. Man weiß, dass man Natur und Umwelt miteinander 

genießen kann, und hat eine starke Bodenständigkeit bei den Menschen vor Ort. Da 

kennt jeder jeden. Das ist nicht Provinzialität, sondern ein echter Mehrwert für das 

Wohlbefinden der Menschen. Deswegen stehen wir auch dazu.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Dann sage ich dazu: Das Landesamt für Steuern bietet in Zwiesel beispielsweise 

100 Arbeitsplätze. Es ist wichtig, dass wir darüber sprechen. Mit dem Landesamt 

für Digitalisierung, Breitband und Vermessung – digitale Landkarten – in Windisch-

eschenbach kommen 60 Arbeitsplätze hinzu. In Freyung bietet das Fortbildungs- und 
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Tagungszentrums der bayerischen Polizei 50 Arbeitsplätze. Das Wort Bürokratieab-

bau, sehr geehrter Herr Kollege Winhart, in dem Zusammenhang in den Mund zu 

nehmen, ist schlichtweg aberwitzig. Deswegen ist es wichtig, dass wir diese kleinstruk-

turierten Räume unterstützen, auch Waldsassen mit 70 Arbeitsplätzen.

Ich weiß, dass wir heute nicht nur über die Umsetzung der ersten Stufe reden sollten. 

Wir sollten uns auch darüber unterhalten, was weiter geplant ist. Ich weiß, dass es 

auch Kritik von anderer Seite gibt, sehr geehrter Herr Kollege Pargent, was zum 

Beispiel die Hochschule für den öffentlichen Dienst in Kronach angeht. Ich bedaure 

es sehr, dass Sie als Oberfranke in dem Zusammenhang gegen die eigene oberfränki-

sche Heimat sprechen. Sie arbeiten da nicht richtig.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Lachen bei der AfD)

Sie sollten für Ihre Region kämpfen. Wenn Sie das nicht tun, müssen Sie sich in die-

sem Haus auch Kritik gefallen lassen; denn eines ist klar: Wenn man sich in Regionen 

wie beispielsweise Kronach umschaut, merkt man, dass viele Menschen sich fragen: 

Habe ich da eigentlich Zukunft? Bleibe ich da, oder gehe ich weg?

Ist es wirklich das, was wir als Freistaat Bayern wollen? – Nein, das wollen wir nicht. 

Das Ganze ist mit erheblichen Kraftanstrengungen verbunden, natürlich auch mit fi-

nanziellem Aufwand. Aber Wertschätzung für die Menschen draußen in der Region 

wird sich nicht allein mit Heller und Pfennig bewerten lassen. Sie wird sich nicht allein 

mit Wirtschaftswachstum bewerten lassen. Sondern sie zeigt sich auch in deutlichen 

Standortentscheidungen in dem Sinne, dass dieser Raum fest auf die Unterstützung 

des Freistaats Bayern und der Bayerischen Staatsregierung bauen kann.

Wir lassen uns nicht von halbseidener Kritik aus der Bahn werfen. Wir sind nach wie 

vor der Meinung, dass hier noch mehr getan werden kann, wenn wir die weiteren 

Schritte richtig unternehmen. Ich bitte ganz herzlich darum, diese Position, diese 

Struktur- und Richtungsentscheidungen nicht kleinzureden. Es mag sein, dass nicht 

jedem alles gefällt. Das liegt in der Natur der Sache. Aber bitte bringen Sie die Men-
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schen nicht auf einen falschen Trichter, aus dem am Ende des Tages hervorgeht, 

der Bayerische Landtag hätte die ländlichen Regionen aufgegeben. Das hat er nicht 

getan, das wird er nicht tun. Mit dieser Bayerischen Staatsregierung wird es auch nicht 

geschehen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächste spricht für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN die Kollegin Katharina Schulze.

Katharina Schulze (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsident, 

verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich war am Sonntag in Straubing und hatte mei-

nen Stammtisch mit Hannes Ringlstetter. Wir haben mit sehr vielen Leuten darüber 

diskutiert, was Bayern eigentlich ausmacht. Wir waren uns relativ schnell einig, dass 

Bayern deswegen so großartig ist, weil Bayern vielfältig ist, weil Bayern verschieden 

ist, weil Bayern eine großartige Natur hat, weil in Bayern anpackende Menschen 

wohnen und arbeiten, egal, ob sie in der Straßenmeisterei, als Lehrerin, ob sie in 

einem großen Konzern oder einer Behörde tätig sind. Egal, ob diese Menschen jetzt in 

Unterfranken oder Schwaben, in einem 600-Einwohner-Dorf – wie Sie gesagt haben, 

Herr Hofmann – oder einer großen Stadt wohnen, alle Menschen in Bayern eint, dass 

sie gerne hier in diesem Freistaat leben.

Gleichzeitig kamen wir darauf, dass die Menschen, egal, wo sie wohnen, schon 

merken, dass sich etwas verändert hat. Die weltpolitische Lage drückt alle. Die Le-

bensrealitäten sind überall ein bisschen unterschiedlich. In manchen Orten in Bayern 

ist es kaum noch möglich, eine bezahlbare Wohnung zu finden. In anderen Orten 

gibt es keinen Kitaplatz. Dann gibt es in manchen Regionen einen gut ausgebauten 

öffentlichen Nahverkehr; woanders muss man schon dankbar sein, wenn der Bus ein- 

oder zweimal fährt. Auch die medizinische Versorgung ist nicht überall so gut, wie 

sie eigentlich sein sollte. Sprich, es ist unsere Aufgabe, die Aufgabe der bayerischen 

Politik, dafür zu sorgen, dass es in ganz Bayern gleichwertige Lebensverhältnisse gibt.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Um das zu erreichen, können natürlich die Behördenverlagerung und der Aufbau von 

Hochschulstandorten geeignete Mittel sein. Für mich und für uns als Fraktion hängt es 

aber an ein paar Faktoren, ob ein Umzug wirklich sinnvoll ist oder nicht. Man kann es 

gut zusammenfassen mit: Dezentralität ja, Symbolpolitik nein. Wenn die Verlagerung 

von Behörden ein Gewinn für die Region und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

ist und regionale Wertschöpfung schafft, sind wir mit dabei.Ist die Verlagerung aber 

bürokratisch, ineffizient, rein symbolisch und ohne echten Nutzen für Mitarbeitende, 

Regionen oder Bürgerinnen und Bürger, lehnen wir sie ab.

Um es einmal zu konkretisieren, Kolleginnen und Kollegen: Es hat keinen Sinn erge-

ben, das Staatsarchiv von Würzburg nach Kitzingen zu verlegen. Die Verlagerung 

betrifft wenige Stellen und ist extrem teuer – 83 Millionen Euro für 20 Arbeitsplätze! 

Sie ist auch nicht alltagstauglich; denn das Archiv wurde von den Nutzerinnen und 

Nutzern in der Universität und den Behörden wegverlagert, und wir haben ein zusätzli-

ches Hin und Her. Hier, lieber Herr Finanzminister, hätte ich mir von Ihnen bei Ihrer 

Bilanz auch ein paar kritische Worte gewünscht, weil eine Bilanz auch bedeutet, dass 

man sich die Vergangenheit ehrlich anschaut. Vieles ist gut gelaufen, aber manches 

nicht. Nur sich selbst zu beweihräuchern, ist ein wenig unterkomplex und hilft uns 

auch nicht für die nächste Stufe. Deswegen wären eine ehrliche Analyse und eine 

klare Aussage wichtig, in welchen Fällen die Entscheidung nicht richtig war, damit man 

daraus lernen kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme immer wieder zu dem Punkt, an dem ich feststelle, dass die Bayerische 

Staatsregierung die Behördenverlagerung nicht unter dem Aspekt sehen darf, wo ich 

besonders gut unter dem Blitzlichtgewitter der Lokalpresse ein Band durchschneiden 

und mir als örtlicher Abgeordneter oder Minister oder Ministerin selbst auf die Schul-

ter klopfen kann. Nein, eine Behördenverlagerung muss für die Region sowie die 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sinnvoll sein und zusätzlichen Wert schaffen. Daran 

werden wir GRÜNE auch in Zukunft die Behördenverlagerung messen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Uns allen, liebe Kolleginnen und Kollegen, muss klar sein, dass es mehr als Behör-

denverlagerungen braucht, um ganz Bayern attraktiv zu halten. Schauen wir uns doch 

einmal die momentane wirtschaftliche Lage an. Sehr viele Menschen in Bayern haben 

Angst um ihren Arbeitsplatz. Hier hilft der Hinweis auf eine Behördenverlagerung auch 

nicht viel; denn wenn jemand heute in einem Maschinenbaubetrieb arbeitet, wird er 

nicht morgen im Finanzamt anfangen können. Vielleicht sollte der Wirtschaftsminister 

nicht nur auf den Festplätzen unterwegs sein, sondern auch einmal den Blick auf die 

Arbeitsplätze in Bayern richten und schauen, wie man dort unterstützend tätig sein 

kann.

(Staatsminister Hubert Aiwanger: Dafür brauche ich nicht deinen Tipp!)

An Herrn Ministerpräsidenten Söder: In den Jahren, in denen die Ampel in der 

Bundesregierung war, haben Sie immer beklagt, es gebe angeblich keine gute Wirt-

schaftspolitik, weil Sie nicht mitregieren. Jetzt regiert die CSU auf Bundesebene mit, 

und die Wirtschaft in Bayern ist immer noch nicht angekurbelt worden. Vielleicht wer-

den Sie hier einmal tätig! Sorgen Sie einmal dafür, dass wir eine gezielte regionale 

Ansiedlungspolitik haben und nicht nur den Großraum München stärken,

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf der Abgeordneten Tanja Schorer-Dremel 

(CSU))

mit "Invest in Bavaria" das passende Instrument ausrollen und den Mittelstand sowie 

die Start-ups dabei mehr in den Fokus rücken. Neben Behördenverlagerungen braucht 

es eine gescheite Wirtschaftspolitik, und die sehe ich von Ihnen im Moment nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Habeck, oder was? – Lachen bei 

der AfD)
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Ich bin regelmäßig bei Unternehmerinnen und Unternehmern. Frage ich diese, was 

sie im Moment von der Politik brauchen, wünschen sie sich nicht, dass die Behörde, 

die sie benötigen, in derselben Straße sitzt wie sie. Sie wollen lieber bessere Schnitt-

stellen und eine digitalere Verwaltung, und sie brauchen ein bisschen mehr Service-

orientierung. Hier sind wir bei dem wichtigen Thema Digitalisierung der Verwaltung. 

Sehe ich mir aber die Debatte in der Bayerischen Staatsregierung an, bei der der eine 

Koalitionspartner schreit, ich will die Faxgeräte abschaffen, und der andere sagt, na 

ja, so toll ist das auch nicht, und das ist dann die Debatte über die Digitalisierung in 

der Verwaltung, kann ich ganz klar sagen: Hier muss mehr passieren, damit wir die 

Verwaltung in die Lage versetzen, digitaler und ein gutes Angebot für Bürgerinnen und 

Bürger sowie für Unternehmerinnen und Unternehmer zu werden.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Sie werden dem Thema 

nicht gerecht!)

Ferner, glaube ich, gehört zur Behördenverlagerung, auch wenn man sich die Hoch-

schulstandorte ansieht, immer noch mehr, als nur die Behörde oder den Hochschul-

standort dorthin zu setzen. Herr Hofmann, Sie haben so schön gesagt, Ihnen sei 

es wichtig – und das teile ich –, in der Heimat bleiben zu können, dort einen guten 

Arbeitsplatz zu haben und nicht in die großen Städte ziehen zu müssen, wenn man 

das nicht möchte. Aber wenn Sie als Staatsregierung nicht für eine finanziell gute 

Ausstattung der kommunalen Ebene sorgen, sodass Sie sich auch um die Rahmenbe-

dingungen kümmern können, wird es schwierig. Was meine ich damit? –

(Michael Hofmann (CSU): Neue Gewerbegebiete ausweisen!)

Ausreichende Kitaplätze sowie Kunst- und Kulturangebote, einen Bus, der regelmäßig 

fährt, weil nicht jeder ständig nur mit dem Auto fahren kann und will. Wir müssen den 

Kommunen wieder Luft zum Atmen geben. Sie brauchen mehr direkte Mittel statt die 

enge Leine der Förderpolitik. Wir müssen ihnen vor allem die Möglichkeit geben, auch 

eigenes Geld einzunehmen,
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(Michael Hofmann (CSU): Mit neuen Gewerbegebieten!)

indem wir ihnen zum Beispiel die Verpackungssteuer ermöglichen. Das brauchen 

wir zusätzlich, damit die wirtschaftliche Kraft in den Regionen steigt und die Orte 

lebenswert bleiben. Hier reicht die Behördenverlagerung alleine nicht aus. Kommunen 

brauchen mehr Luft zum Atmen, um ein attraktives Umfeld für alle Bürgerinnen und 

Bürger zu schaffen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, wir als BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind überzeugt, dass 

die Menschen im ländlichen Raum am besten wissen, was sie vor Ort benötigen. 

Deswegen möchten wir den Kräften der Selbstbestimmung freien Lauf lassen. Dies 

stärkt den Gemeinsinn und verleiht Gestaltungsmacht. Dadurch wird am Ende das 

gesamte Land stärker.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht Herr Kollege Bernhard Pohl für die 

Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsi-

dent, Herr Staatsminister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin Schulze, ich 

habe am Ende Ihrer Rede sehr stark an Wolfgang Krebs denken müssen. Ich glaube, 

Sie hatten im zweiten Teil die falsche Rede dabei. Das hatte nicht viel mit dem Thema 

zu tun.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Heimat Bayern!)

Ich gehe nachher aber gerne noch auf den ersten Teil Ihrer Rede ein.

Behördenverlagerungen zur Stärkung der Heimatregionen in Bayern sind das Thema. 

Jetzt blicke ich einmal zurück in das Jahr 2008, als wir in den Bayerischen Landtag 

kamen. Damals war unser großes Thema – und ist es noch heute –: Bayern ist 
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stark als Flächenland. Wir brauchen gleichwertige Lebensverhältnisse im Freistaat. 

Wir haben erbittert die damals noch herrschende Metropolpolitik der CSU bekämpft. 

Stoiber hat München damals auf die Ebene der Champions League gehoben. Ober-

bayern war Bundesliga, und der Rest war in der Bayernliga angesiedelt. Erwin Huber 

hatte, als wir schon im Landtag waren, dann die Idee, dass Bayern nur in acht großen 

Metropolen zu stärken sei. Das flache Land, wie er sich ausgedrückt hat, sollte sozu-

sagen am Tropf dieser Metropolen hängen.

Diese Politik gehört komplett der Vergangenheit an. Wir FREIE WÄHLER haben maß-

geblich mit veranlasst, dass 2013 die Forderung, gleichwertige Lebensverhältnisse 

zu schaffen, als Verfassungsauftrag in unsere Bayerische Verfassung geschrieben 

wurde. In den Jahren 2013 bis 2018 waren wir noch in der Opposition. Ich muss 

aber sagen, auch damals hat die CSU als Regierungspartei das schon sehr ernst 

genommen. Der damalige Finanzminister Markus Söder hat die Heimatstrategie zur 

Chefsache gemacht und sehr entschlossen vorangetrieben. Wir als Opposition haben 

das damals positiv und konstruktiv begleitet. Dies kann man, liebe Frau Kollegin 

Schulze, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht behaupten. Die SPD war überwiegend 

bei uns, aber die GRÜNEN haben speziell das Thema Behördenverlagerungen im 

Haushaltsausschuss massiv bekämpft. Ich kann auch noch die beiden Protagonisten 

benennen. Es waren Thomas Mütze und Claudia Stamm, die damals massiv gegen 

dieses Thema zu Felde gezogen sind.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Ich spreche jetzt für uns!)

Ich nenne beispielhaft die Verlagerung der Bewertungsstelle nach Höchstädt im Land-

kreis Dillingen, die zu erbitterten Wortgefechten im Ausschuss geführt hat in einer 

Schärfe, die der Bedeutung dieser Behördenverlagerung in keiner Weise entsprochen 

hat.

Warum ist es so wichtig – und ich spreche hier, Frau Kollegin, nicht von Symbolpolitik 

–, Behörden zur Stärkung der Heimatregionen in die bayerischen Regionen zu verla-
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gern?Lieber Herr Kollege Hofmann, übrigens haben wir sie nicht nur auf das flache 

Land, sondern auch in Metropolen, Städte und ländliche Bezirke verlagert. Alle drei 

sind es wert, dass wir sie entwickeln. Wir sind der festen Überzeugung, dass der 

Mensch in Mellrichstadt, in Marktschorgast oder in Wurmannsquick nicht weniger wert 

oder weniger schlau ist als in München, Nürnberg oder Augsburg.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben in ganz Bayern Potenziale und Talente. Ich sage auch ganz persönlich: 

Manchmal werden diese Talente im ländlichen Raum oder in den Mittelstädten sogar 

besser entwickelt als in Großstädten und Metropolen mit starken sozialen Spannun-

gen und familiären Schwierigkeiten. Es rentiert sich in jeder Hinsicht, die Heimatre-

gionen zu entwickeln. Deswegen sage ich ganz herzlich Danke an unseren Finanzmi-

nister Albert Füracker, der dafür zuständig ist und das fortführt, was Markus Söder 

begonnen hat. Ich sage ganz herzlichen Dank an die Koalitionsfraktionen der FREI-

EN WÄHLER und der CSU, die genau dieses Atmen und dieses Leben zur Grundlage 

ihrer Politik gemacht haben. Das ist ein Erfolgsrezept. Sogar Frau Kollegin Schulze 

muss das zumindest teilweise anerkennen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Katharina Schulze (GRÜNE): 

Habe ich auch!)

Was ist der Mehrwert dieser Behördenverlagerung? – Der Mehrwert ist sicherlich – 

an dieser Stelle bin tatsächlich beim Begriff der Symbolpolitik – die Stärkung des 

Selbstbewusstseins der Regionen. Ich gebe zu, dass es für uns in Kaufbeuren schon 

eine Aufwertung ist, wenn wir eine Außenstelle der Staatskanzlei haben. Ich glaube 

auch, für die Menschen in Gunzenhausen ist es eine Aufwertung, wenn sie dort eine 

Außenstelle des Kultusministeriums haben, auch wenn das zugegebenermaßen nicht 

die riesigen Arbeitsplatzmengen sind.

Daneben gibt es aber tatsächlich auch noch einen anderen wichtigen Grund für Be-

hördenverlagerungen. Wir heben die Ressourcen in den Regionen. Nicht jeder mag 
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täglich vom Bayerischen Wald nach München pendeln oder sich dort eine Wohnung 

nehmen. Die Menschen in Passau, Freyung oder Deggendorf sind froh, wenn sie eine 

Behörde vor Ort haben, in der sie arbeiten können. Beispielhaft nehme ich jetzt einmal 

die Stadt Ansbach her. Für die Ansbacher ist es nicht nur eine Aufwertung, sondern 

auch eine geschickte Methode, Arbeitsplätze zu generieren, wenn der Bayerische 

Verwaltungsgerichtshof dort einen zweiten Sitz hat. Diese Behördenverlagerung ist 

übrigens nach dem Krieg erfolgt. Wenn die Bezirksregierung in Ansbach und nicht in 

Nürnberg sitzt, wird das Land und die Region gestärkt.

Natürlich ist mir bewusst, dass die Behördenverlagerung eine Daueraufgabe ist. Dau-

eraufgabe heißt, dass wir damit längst nicht zu Ende sind. Wir werden immer wieder 

neue Runden von Behördenverlagerungen machen, in welchem Umfang auch immer. 

Im Übrigen glaube ich, dass die Behördenverlagerung momentan zwar zu mehr Kos-

ten führt, aber mittel- und langfristig volkswirtschaftlich und finanztechnisch positive 

Auswirkungen haben wird; denn der Bau von Behörden ist in der Region günstiger als 

in der Landeshauptstadt München. Ich rede noch nicht einmal nur von den Bodenprei-

sen. Selbstverständlich ist es auch richtig und wichtig, die Metropolen zu entzerren, 

damit der Großraum München nicht immer noch mehr wächst. Stattdessen sollten 

wir in den Regionen stärker werden. Herr Kollege Pargent, Oberfranken ist ein Regie-

rungsbezirk, der lange unter deutlichem Bevölkerungsrückgang gelitten hat. An dieser 

Stelle müssen wir etwas tun. Wir müssen dem entgegenwirken. Behördenverlagerun-

gen sind dafür ein wichtiger Baustein, aber natürlich nicht alles.

Die Wirtschaft ist die Lebensader unseres Freistaats. Es ist gut, wenn sich die Wirt-

schaft unterschiedlich ansiedelt. Man kann darüber diskutieren, ob die Behördenverla-

gerung das einzige Mittel ist. Es ist zumindest ein Signal, dass der Freistaat an seine 

Regionen glaubt.

Sehr geehrter Herr Kollege Hofmann, selbstverständlich ist auch die Verkehrsinfra-

struktur wichtig. Ich denke an Ober- und Unterfranken. In Thüringen habe ich da-

mals hautnah die Debatten um die A71 und A73 miterlebt. Die eine sollte durch 
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Unterfranken nach Erfurt, die andere durch Oberfranken nach Erfurt führen. Speziell 

von grüner Seite gab es massiven Widerstand gegen die Projekte. Es wurde sogar 

der Bundesrechnungshof eingeschaltet. Das war kein Strukturthema. Das war nicht 

hilfreich, wenn man gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern schaffen will.

Wir haben wirklich viel getan. Die Behördenverlagerung ist ein ganz wesentlicher Teil 

davon. Sie ist noch nicht abgeschlossen. Wir haben heute den Finanzminister hier. 

Aktuell stehen wir vor der Vollendung der Verlagerung der Hochschule für Finanzen 

nach Kaufbeuren und nach Kronach. Wir haben auch andere Themen, die wir anpa-

cken werden und müssen. Es gibt weitere gute und interessante Synergien. Ja, wir 

müssen die Menschen mitnehmen. Das tun wir auch. Die Bewerberzahlen für die 

verlagerten Behörden liegen weit über dem Angebot. Insgesamt handelt es sich um 

eine hervorragende Maßnahme der Bayerischen Staatsregierung und der sie tragen-

den Fraktionen. Wir werden weitermachen, gemeinsam für Bayern, für gleichwertige 

Lebensverhältnisse.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht für die SPD-Fraktion Herr Kollege Arif 

Taşdelen.

Arif Taşdelen (SPD): Lieber Herr Kollege Pohl, Sie sagten, die SPD sei eher bei 

Ihnen gewesen. Richtig wäre, wenn Sie gesagt hätten: Die SPD war die treibende 

Kraft, wenn es um gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern ging.

(Beifall bei der SPD)

Ich darf an den Kollegen Rabenstein und die Kollegin Annette Karl erinnern.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Maget war damals Fraktionschef! Der würde 

das nicht unterschreiben!)

Protokollauszug
73. Plenum, 24.03.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 34

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/95209
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5201


Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir heute über 

Behördenverlagerungen sprechen, sollten wir eines voranstellen: Dieses Instrument ist 

richtig und notwendig, lieber Herr Staatsminister. Ein moderner Staat darf sich nicht 

auf wenige Zentren beschränken. Er muss in allen Regionen präsent sein, konkret 

vor Ort und spürbar im Alltag der Menschen. Der Staat gehört nicht nur nach Mün-

chen, der Staat gehört nach ganz Bayern. Dieser Weg ist in weiten Teilen erfolgreich: 

mehr als 2.500 Arbeitsplätze und mehr als 900 Studienplätze in der ersten Stufe, 

weitere rund 2.600 Arbeitsplätze und 400 Studienplätze in der zweiten Stufe. 77 % 

der Projekte wurden bereits nach sechs Jahren umgesetzt. 51 Behörden mit über 

1.500 Beschäftigten haben ihre Arbeit aufgenommen – Gunzenhausen, Ansbach, Hof, 

Weiden, Zwiesel, Viechtach und viele andere. Das ist keine Symbolpolitik. Das ist 

Staat, der vor Ort ankommt.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen aber auch ehrlich bleiben; denn Behördenverlagerung ist kein Selbstläu-

fer und schon gar kein Allheilmittel. Natürlich können auch große Städte profitieren. 

Nürnberg zeigt das eindrucksvoll. Die Verlagerung des Heimatministeriums dorthin 

ist eine Erfolgsgeschichte. Sie beweist, dass leistungsfähiger Staat auch außerhalb 

Münchens geht. Entscheidend ist nicht, wo etwas hingeht, sondern wer am Ende wirk-

lich profitiert. Gerade Kronach zeigt, worauf es ankommt. Kronach ist als Standort für 

die Finanzhochschule völlig in Ordnung. Aber wir wollen nicht, dass dafür Herrsching 

aufgegeben wird;denn wenn am Ende die Ausbildungskapazität von bisher 600 auf 

440 Studienplätze sinkt, ist nichts gewonnen, und das in einer Zeit, in der uns gerade 

in der Finanzverwaltung Personal fehlt. Kronach, ja, aber Herrsching sollten wir erhal-

ten. Wer Personal braucht, darf keine Ausbildungskapazitäten abbauen.

Auch bei den Kosten sehen wir: Die Kosten für die JVA Marktredwitz steigen, von 

296 auf 369 Millionen Euro. Ohne solide Planung wird aus Strukturpolitik schnell ein 

Kostenproblem.
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Wir sehen auch: Nicht jede Idee trägt. Die Verlagerung der Lotterie- und Spielbankver-

waltung wird nicht weiterverfolgt. Der eigene Regierungsbezirk München ist Geschich-

te. Nicht jede Schlagzeile ist schon Strukturpolitik.

Deshalb ist unsere Haltung klar: Ja, Behördenverlagerung ist sinnvoll. Ja, sie kann 

wirken. Aber sie ist nur ein Baustein. Gleichwertige Lebensverhältnisse entstehen 

nicht durch Umzüge von Behörden, sondern durch Investitionen vor Ort. Machen wir 

uns nichts vor: Staatliche Arbeitsplätze sind wichtig. Aber sie ersetzen keine Ärzte, 

keine Schulen, keine Busverbindungen und kein schnelles Internet.

(Beifall bei der SPD)

Ein Amt ersetzt keinen Hausarzt. Ein Standort ersetzt keine Infrastruktur. Deshalb 

brauchen wir mehr als Verlagerungspolitik. Wir brauchen eine echte Strukturpolitik. 

Darauf wird meine Kollegin Christiane Feichtmeier noch gesondert eingehen.

Wir dürfen nicht stehen bleiben, sondern sollten den nächsten Schritt gehen. Behör-

denverlagerung, ja, aber mit klaren Kriterien: sozialverträglich, auf freiwilliger Basis, 

strategisch gesteuert und nicht zufällig. Sie soll dort stärken, wo Bayern heute noch 

zu schwach ist. Am Ende geht es nicht um Behörden, es geht um Lebensverhältnisse, 

und die müssen überall in Bayern gleichwertig sein.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die CSU-Fraktion spricht als Nächster der Kollege Alfred 

Grob.

Alfred Grob (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, geschätzte Kolleginnen und Kol-

legen, sehr geehrter Herr Staatsminister! Wir haben es jetzt schon öfter gehört: Die 

Schaffung von gleichwertigen Lebensverhältnissen ist eines der edelsten und wichtigs-

ten Ziele, die uns die Bayerische Verfassung mit auf den Weg gibt. Wir wollen nämlich 

kein Bayern der verschiedenen Geschwindigkeiten. Wir wollen ein Bayern, in dem 

Stadt und Land gleichermaßen an der Entwicklung teilhaben.
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Meine lieben Damen und Herren, ein Weg, dahin zu kommen, ist die Behördenverla-

gerung, auf die wir jetzt nach zehn Jahren als Erfolgsstory zurückblicken können. 

Bevor ich aber in die einzelnen Punkte gehe, möchte ich noch eine Bemerkung los-

werden. Als langjähriger Polizeibeamter und Dienststellenleiter kenne ich den öffentli-

chen Dienst aus dem Effeff, aus der Innenperspektive. Ich weiß, welch hervorragende 

und welch zuverlässige Arbeit unsere 350.000 bayerischen Beschäftigten des öffentli-

chen Dienstes Tag für Tag und rund um die Uhr erbringen. Deshalb vorab und in unser 

aller Namen ein herzliches Dankeschön und den Respekt!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Bayern leistet sich einen eigenen Ausschuss für den öffentlichen Dienst. Das ist kein 

Komfort, das ist keine Selbstverständlichkeit, das ist Ausdruck des hohen Stellenwer-

tes und der großen Wertschätzung, die wir für den öffentlichen Dienst haben. Das 

möchte ich hier noch mal zum Ausdruck bringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Behördenverlagerung haben wir zwei Ziele 

erfüllt, die mir ganz besonders und uns allen aus dem öffentlichen Dienst am Herzen 

liegen: erstens die gleichwertigen Lebensverhältnisse in Stadt und Land und zweitens 

die kontinuierliche Stärkung des öffentlichen Dienstes als Rückgrat unserer Gesell-

schaft und als Stabilitätsgarant gerade in Zeiten wie diesen. Es ist ein logischer Weg, 

dass diese beiden Ziele natürlich Hand in Hand gehen.

Warum ist also der Freistaat Bayern so attraktiv als Arbeitgeber? – Ich glaube, es 

liegt auch daran, dass die Nähe des Wohnortes zur Dienststelle auschlaggebend ist 

für viele Bürgerinnen und Bürger. Wir erfüllen also den Wunsch der Beschäftigten im 

öffentlichen Dienst, nicht nur für den Freistaat Bayern zu arbeiten, sondern konkret 

auch zu Hause ihre Expertise einbringen zu können.

Was haben wir im Rahmen der Behördenverlagerung konkret getan? – Wir haben von 

2015 bis 2025 nahezu 3.000 Arbeitsplätze und 430 Studienplätze verlagert. Danke 

an unseren Staatsminister der Finanzen und für Heimat dafür, dass er das hier so 
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richtig durchgezogen hat, Danke an alle beteiligten Ressorts und Danke an unseren 

Ministerpräsidenten, der seinerzeit den Impuls für die Heimatstrategie gesetzt hat.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Was ist mir besonders wichtig? – Der Freistaat Bayern als Dienstherr und als Arbeit-

geber hat dabei immer auf Freiwilligkeit und Sozialverträglichkeit gesetzt. Niemand 

wurde und wird hier gegen seinen Willen irgendwohin versetzt. Das muss man erst 

mal schaffen. Außerdem haben wir alle, und zwar alle, Akteure mitgenommen: Die 

Gewerkschaften – wo sind sie denn? –, der Bayerische Beamtenbund und die Staats-

regierung ziehen an einem Strang und – man möchte es nicht glauben – in dem Fall 

auch in die gleiche Richtung. Wir haben die persönlichen, die familiären und die sozia-

len Verhältnisse aller Bediensteten berücksichtigt. So kommt der Dienstherr – und das 

ist wichtig – seiner besonderen Fürsorgepflicht im Rahmen der Behördenverlagerung 

nach.

Ganz konkret: Welche Schritte sind auch aus Sicht des öffentlichen Dienstes erfolgt? 

– Für die Beschäftigten erfolgte der Verlagerungsprozess stufenweise und langsam 

über zehn Jahre hinweg. Damit ermöglichten wir die Planbarkeit für alle Beteiligten, 

beruflich wie privat. Das ist wichtig. Um Beamte und Tarifbeschäftigte gleichermaßen 

zu motivieren, haben wir finanzielle Anreize geschaffen: Niemand wurde finanziell 

schlechtergestellt als zuvor. Sofern sich Beamtenbezüge durch den Wegfall von Zu-

lagen verringert hätten, gewährte der Freistaat aufzehrbare Ausgleichszulagen. Das 

ist auch wichtig. Es gibt im Rahmen der Behördenverlagerung keine Versetzungen 

in Ämter mit niedrigerem Grundgehalt oder Versetzungen in den einstweiligen Ruhe-

stand. Dasselbe gilt für Tarifbeschäftigte. Es hat keine betriebsbedingten Kündigungen 

gegeben, und eventuelle Einkommensverluste haben wir durch aufzehrbare Zulagen 

ausgeglichen. Eine einmalige Mobilitätsprämie in Höhe von 3.000 Euro erleichterte die 

ganze Umsetzung, und die Erstattung von Umzugs- und Reisekosten rund um das 

ganze Paket wurde gewährleistet.
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Was ich als besonders erwähnenswert empfinde, ist ein Kniff, der dabei auch benutzt 

wurde, nämlich das Ausnützen der natürlichen Fluktuation. Ein Großteil der zu verla-

gernden Stellen wird erst nach altersbedingtem Ausscheiden der Mitarbeiter verlagert. 

Das hat den Vorteil, dass wir die Stabilität der Verwaltung gewährleisten und nur 

motivierte Freiwillige an die Orte bringen. Danke dafür!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen, meine Herren, Sie sehen, wir haben ein schlüssiges Konzept, gute 

Einzelmaßnahmen und haben so die Behördenverlagerung vernünftig und mit Augen-

maß umgesetzt. Die Grundidee dabei ist stets die Verlagerung aus strukturstarken 

Bereichen, aus München usw., in strukturschwächere Gebiete. Damit schaffen wir dort 

sichere Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse vor Ort. Den Beschäftigten ermöglichen 

wir, dort zu arbeiten, wo sie leben und auch weiterhin gerne leben wollen. Das ist 

wichtig.

Die Behördenverlagerung ist somit Jobmotor im ländlichen Raum und aktive Struktur-

politik in einem. Durch heimatnahe Behördenstrategien und Standorte eröffnen wir 

also neue Perspektiven für junge Menschen, und das überall in Bayern, von Kaufbeu-

ren bis nach Coburg. Ich glaube, das macht diese Strategie aus.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Um eines klarzustellen: Bayern ist natürlich überall wunderschön, aber für viele Leute 

ist die Heimatstadt, der eigene Landkreis oder der eigene Bezirk natürlich noch ein 

Stückchen schöner. Deswegen kann ich auch verstehen und habe es auch immer 

wieder als Dienststellenleiter erlebt, wenn jemand in seiner Heimatregion bleiben oder 

dahin versetzt werden möchte.

Außerdem schaffen wir mit dieser Strategie eine nachhaltige Unterstützung des Eh-

renamtes. Wenn nämlich Menschen im öffentlichen Dienst in der Heimat bleiben und 

so dem Fußballverein, der Feuerwehr oder dem BRK treu bleiben können, wo sie seit 
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ihrer Jugend und teilweise seit ihrer Kindheit engagiert waren, stärkt das auch das 

Ehrenamt. Das brauchen wir dringender denn je – Resilienz usw.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir bieten also allen jungen Menschen die Chance, ihre eigene Expertise und ihre 

Talente in gewohnter Umgebung für den Freistaat einzubringen und für die Leute vor 

Ort zu wirken. Dies stärken wir durch eine gezielte regionale Nachwuchsgewinnung. 

Das ist nämlich auch wichtig. Wo gewinnen wir denn am besten Nachwuchs? – Wo 

die Leute vielleicht in strukturschwächeren Gegenden gerne zum öffentlichen Dienst 

gehen und wenn sie die Perspektive haben, nach der Ausbildung vielleicht nach einer 

kurzen Verweildauer in einem Ballungsraum garantiert wieder dahin zurückzukommen, 

wohin sie zurückwollen. Das sind oft auch die strukturschwachen Räume.

Zugleich entlasten wir die überfüllten Ballungsräume. Es wurde schon öfters gesagt: 

Es wird Planungsraum in Ballungsräumen wie in München freigesetzt. Es wird etwas 

entwickelt, wo etwas entwickelt werden muss, weil man dort eben konjunkturell einen 

Impuls setzen sollte. Das entlastet auch den angespannten Arbeitsmarkt, beispielswei-

se in München, und gibt eine echte Chance für Familien auf dem Land, beispielsweise 

eigenes Wohneigentum zu erwerben. Außerdem profitiert die örtliche Wirtschaft von 

den Behördenstandorten. Wo Menschen im öffentlichen Dienst sicheres und gutes 

Geld verdienen, steigt auch die lokale Kaufkraft, und die lokale Infrastruktur kann 

ausgebaut werden. Das sind alles Vorteile, die hier anzubringen sind.

Damit komme ich zum Schluss. Wir schlagen drei Fliegen mit einer Klappe: Wir hal-

ten Menschen in ihrer Heimat, wir entlasten die Ballungsräume, und wir stärken die 

Wirtschaft. Die Behördenverlagerung und das dazugehörige Personalkonzept – das 

ist wichtig – stärken den öffentlichen Dienst und bieten als Zukunft für den Freistaat 

Bayern, weiterhin ein attraktiver und wirklich gern gewählter Arbeitgeber zu bleiben. 

Wir brauchen die besten Köpfe auch weiterhin bei uns. Das ist ein Impuls dafür. Ge-

meinsam mit einem starken öffentlichen Dienst sorgen wir für gleichwertige Lebens-
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verhältnisse in ganz Bayern, wie es die Bayerische Verfassung von uns verlangt und 

die Menschen gerade auf dem Land zu Recht von uns erwarten können. Unser Land 

bleibt attraktiv, sozial und stark. Das ist der Auftrag, den uns der Souverän gegeben 

hat. Dem kommen wir gerne und in ganzer Weise nach. Ich freue mich auf die zweite 

Phase der Behördenverlagerung und bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht Kollege Jörg Baumann für die AfD-Frak-

tion.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kollegen! In diesem 

Fall, muss ich sagen, ist beides richtig: Kritik und Lob. Ich fange erst einmal mit der 

Kritik an. Kritisch möchte ich bewerten, dass Finanzminister Füracker die Behörden-

verlagerung stets als ein uneingeschränktes Erfolgskonzept und Vorbild für die Wirt-

schaft präsentiert. Er betont regelmäßig, Maßnahmen ermöglichten jungen Menschen 

und Familien ein Leben und Arbeiten fernab der Städte und stärkten den ländlichen 

Raum nachhaltig – oder, wie er heute gesagt hat: Die Verlagerung ist eine Win-win-

win-win-win-Situation. Vielleicht habe ich auch ein "Win" vergessen.

Was sind die Worte von Herrn Füracker aber wert? – Als Spitzenpolitiker, der er 

natürlich ist, weiß er auch, die Dinge in einem positiven Licht darzustellen, auch wenn 

es nicht so gut läuft. Nehmen wir nur einmal die Presseerklärung zum Bericht des 

Obersten Rechnungshofs; hier konnten wir lesen:

"Bayern steht für verantwortungsvolle und vorausschauende Haushaltspolitik. In 

seinem aktuellen Jahresbericht bescheinigt der Bayerische Oberste Rechnungs-

hof dem Freistaat Bayern auch für das Haushaltsjahr 2024 eine ordnungsgemäße 

Haushalts- und Wirtschaftsführung."

(Staatsminister Albert Füracker: Sehen Sie?)
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Das klingt erst einmal gut, aber was heißt das eigentlich? Solide Finanzpolitik, eine 

formale Bestätigung, um Bayerns Status als Stabilitätsanker zu betonen, und die 

geordnete Haushaltsführung – der ORH bestätigt offiziell, dass Bayern seine Finanzen 

im Griff hat und keine unzulässigen Schulden macht. Das klingt gut.

(Zuruf des Staatsministers Albert Füracker)

– Jetzt habe ich es leider nicht verstanden. – Das klingt gut, aber dabei wird natürlich 

immer die Kritik ausgeblendet. So berichtet der Rechnungshof nämlich auch von Ineffi-

zienz. Der Bericht stellt klar fest, dass Bayern oft ineffizient und teuer agiert. Personal-

wachstum, besonders der massive Stellenzuwachs, wird als langfristige Gefahr für die 

Haushaltsstabilität gewertet.

Natürlich ist da auch noch der Förderdschungel: Der ORH kritisiert unübersichtliche 

und unkontrollierte Förderprogramme, die Steuergelder ohne klaren Mehrwert binden. 

So sehen wir das eben auch bei der Behördenverlagerung: Statt nur positiv zu berich-

ten, sollte man eine sachliche und kritische Bilanz ziehen: Was funktioniert? Wo hakt 

es, und vor allem, wie erleben die betroffenen Mitarbeiter diesen Umbruch?

Dazu gehören eben auch die Schattenseiten. Studien wie die des Ifo-Instituts aus 

dem Jahr 2022 mahnen zur Vorsicht. Behördenverlagerungen beleben danach struk-

turschwache Regionen eben nur bedingt. Hoch qualifizierte Fachkräfte sind eventuell 

schwer zu finden. Viele Ortsfremde finden die ländlichen Standorte eventuell auch 

unattraktiv. Partnerinnen und Partner suchen vergeblich Arbeit. Das lokale Arbeitskräf-

teangebot ist dünn. Das Ergebnis: Viele Beschäftigte pendeln weiter aus München 

oder Nürnberg oder wo auch immer sie wohnen. Die erhofften regionalen Impulse 

bleiben dann eben aus.

Hinzu kommen Kosten. Kurzfristig entstehen hohe Ausgaben für Umzüge, für Um-

bauten, aber auch für Mieten. Man kann durchaus von Prestigeobjekten sprechen 

und fragen: Wo ist die unabhängige Evaluation früherer Verlagerungen? Ist der Kos-

ten-Nutzen-Effekt bei manchen Kleinstprojekten wirklich positiv? Ist eine physische 
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Verlagerung in Zeiten von Digitalisierung und Homeoffice immer noch das beste In-

strument? Zentrale Strukturen können manchmal auch effizienter und bürgernäher 

sein, wenn Prozesse digital laufen.

Selbstverständlich gibt es aber auch sehr positive Aspekte. Das Programm versucht, 

gleichwertige Lebensverhältnisse zu fördern, wie es die Bayerische Verfassung vor-

sieht. In strukturschwachen Regionen wie in Oberfranken, Niederbayern oder der 

Oberpfalz sollen Arbeitsplätze entstehen. Junge Menschen könnten dadurch theore-

tisch in ihrer Heimat bleiben oder zurückkehren, ohne in die Ballungsräume ziehen zu 

müssen. Die Wirtschaft vor Ort könnte profitieren. Neue Behörden bringen potenziell 

Kaufkraft und können die Infrastruktur etwas stärken.

Die Umsetzung wurde sozialverträglich angelegt. Es gibt keine Zwangsversetzungen. 

Der Freistaat nutzt natürliche Fluktuation, erfüllt Versetzungswünsche und stellt lokal 

ein. Einige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berichten von Vorteilen wie kürzeren Pen-

delwegen oder niedrigeren Lebenshaltungskosten. Der Aufbau verläuft planmäßig. Bei 

der ersten Stufe waren Ende 2024 bereits 91 % der Projekte in Betrieb. Das zeigt 

zumindest, dass Bayern Strukturpolitik umsetzen kann.

Für die einen ist es ein Geschenk. Zahlreiche Beschäftigte haben freiwillig gewechselt 

und berichten von einer verbesserten Lebensqualität und mehr Zeit für Familie. Der 

Bayerische Beamtenbund lobt die Akzeptanz und die fairen Anreize. Die Staatsregie-

rung hat mit Mobilitätsprämien und flexiblen Regelungen reagiert. Das ist auch aner-

kennenswert. Dennoch, nicht jede und jeder profitiert gleich. Manche fühlen sich als 

Bauernopfer dieser Heimatstrategie.

Fassen wir zusammen: Das Programm, Verwaltungen zu regionalisieren und die Hei-

mat Bayern zu stärken, ist kein reines Erfolgsmärchen, aber es ist eben auch kein 

reiner Fehlschlag. Was folgt daraus? – Wir haben drei konkrete Empfehlungen:

Erstens. Eine unabhängige Evaluation aller Projekte mit klaren Kennzahlen zu Wirt-

schaftsimpuls, Servicequalität und Mitarbeiterzufriedenheit.
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Zweitens. Stärkere Kombinationen mit Digitalisierung. Nicht jede Behörde muss phy-

sisch vor Ort sein, wenn Bürgerdienste online laufen.

Drittens. Behörden und Staatsdiener abbauen, statt zu verlagern. Der Rechnungshof 

kritisiert zu Recht über 40.000 neue Stellen in weniger als zehn Jahren.

(Beifall der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner (AfD))

Das ist kein moderner Staat, das ist ein bürokratisches Monster. Versprochen wurde 

einmal, die Digitalisierung macht die Verwaltung schlanker und effizienter. Das ist aber 

wohl nicht der Fall.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Kollege, der spricht, ist Christian Lindinger für 

die Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Christian Lindinger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter 

Herr Staatsminister, werte Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir heute über Behörden-

verlagerung sprechen, sprechen wir über ein zentrales Zukunftsthema für unseren 

Freistaat. Es geht um mehr als nur um organisatorische Entscheidungen. Es geht um 

die Frage, wie wir Bayern als Ganzes stärken, wie wir Chancen gerecht verteilen und 

wie wir unsere ländlichen Räume fit für die Zukunft machen.

Erstens. Ich möchte hervorheben, der ländliche Raum soll weiterhin aktiv gestärkt wer-

den. Behördenverlagerungen bringen qualifizierte, gut bezahlte Arbeitsplätze dorthin, 

wo sie gebraucht werden: in die Fläche. Das schafft wirtschaftliche Impulse, stärkt 

die regionale Kaufkraft und belebt lokale Betriebe, das Handwerk und das Dienstleis-

tungsgewerbe. Wir erfüllen mit der Behördenverlagerung einen klaren verfassungs-

rechtlichen Auftrag, gleichwertige Lebensverhältnisse im ganzen Land zu schaffen. 

Wir senden dabei ein klares Signal: Der Staat steht zu allen Regionen, nicht nur zu 

den Ballungszentren.Für viele junge Menschen bedeutet dies ein Eintreten für den 

ländlichen Raum; eine echte Perspektive. Sie können in ihrer Heimat bleiben, dort 
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eine Familie gründen und trotzdem im öffentlichen Dienst Karriere machen. Behörden-

verlagerung ist ein entscheidender Beitrag, um Abwanderungen zu verhindern und die 

regionale Identität zu stärken.

Zweitens. Es ist die nötige Entlastung der Metropolregionen hervorzuheben. München 

und sein Umland sind seit Jahren am Limit. Behördenverlagerungen reduzieren Pend-

lerströme, entlasten Straßen und ÖPNV und tragen dazu bei, den überhitzten Woh-

nungsmarkt zu entspannen. Das ist nicht nur gut für die Metropole, sondern gut für 

ganz Bayern.

Drittens. Behördenverlagerungen bedeuten Innovationsimpulse für den ländlichen 

Raum. Wir haben in der Stufe eins 521 Arbeitsplätze nach Niederbayern verlagert. 

In der Stufe zwei sind weitere 360 Arbeitsplätze vorgesehen.

Hier möchte ich besonders auf meine Heimatgemeinde Ruhstorf an der Rott eingehen; 

sie wurde heute schon genannt. In Ruhstorf wurde im Jahr 2019 eine Außenstelle 

der Landesanstalt für Landwirtschaft feierlich eröffnet. Ich habe als Marktgemeinderat 

in Ruhstorf selbst erlebt, wie diese Behördenverlagerung die regionale Entwicklung 

beflügelt hat und sie weiter beflügelt. Mit der Ansiedlung dieser Einrichtung ist nicht 

nur ein Behördenstandort entstanden, sondern es hat sich ein Innovationszentrum für 

die gesamte Region etabliert.

(Michael Hofmann (CSU): Hört, hört!)

Die LfL vernetzt Wissenschaft, Forschung und Praxis. Sie arbeitet eng mit den Hoch-

schulen und mit den landwirtschaftlichen Betrieben und Unternehmen zusammen. Sie 

bringt modernste Forschung zu den Themen Digitalisierung und Robotik in der Land-

wirtschaft sowie nachhaltige Produktionsmethoden in die Fläche. Außerdem schafft 

die LfL hochwertige Arbeitsplätze, die wiederum Familien in meiner Heimat Ruhstorf 

und in der Region halten.
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Die LfL-Verlagerung nach Ruhstorf zeigt eindrucksvoll: Wenn der Staat mutig voran-

geht, kann ein Innovationsökosystem entstehen, das weit über die Region hinaus 

strahlt. Genau solche Beispiele brauchen wir, um Bayern in seiner ganzen Breite zu 

stärken.

Wir müssen diesen Weg konsequent weitergehen. Mein konkreter Wunsch und mein 

Vorschlag in diesem Hohen Haus ist die Verlagerung der staatlichen Lotterieverwal-

tung nach Niederbayern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie der Abgeordneten Christiane Feicht-

meier (SPD))

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Behördenverlagerungen sind kein Selbst-

zweck. Sie sind ein strategisches Instrument, um Bayern in seiner Fläche ausgewo-

gen, innovativ und lebenswert zu gestalten. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass die-

ser Weg funktioniert und wirkt. Jetzt gilt es, diesen Kurs entschlossen mit der Stufe 

zwei fortzusetzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Tim Pargent für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Tim Pargent (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Bayern ist ein ausgesprochen vielfältiges Flächenland. Nicht alle Behörden müs-

sen in der Landeshauptstadt stehen; motivierte und fähige Beamtinnen und Beamte 

gibt es in Oberfranken oder in Niederbayern ganz genauso.

Gerade in meiner fränkischen Heimat nehme ich sogar ein höheres Interesse der 

jungen Menschen an der Arbeit im öffentlichen Dienst wahr als in München. Das ist 

erst einmal weder gut noch schlecht. Die jungen Menschen sollen ruhig mal machen, 

worauf sie Lust haben und wo sie ihre Chancen sehen. In der Praxis führt das aber 

dazu, dass viele Beschäftigte vor allem zu Beginn ihrer Laufbahn eher widerwillig in 
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den Großraum München versetzt werden, und zwar nicht, liebe Münchner, weil es bei 

euch nicht schön ist. Ganz im Gegenteil: Mit dem neuen OB wird es bestimmt noch 

cooler.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Manche Menschen – zum Beispiel ich – wollen aber einfach in ihrer Heimat bleiben, 

und das ist gut so, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ganz nebenbei: Es ist in München, wie jeder weiß, halt auch noch recht teuer. Gerade 

beim Einstieg im mittleren Dienst arbeitet man größtenteils für den Vermieter; denn 

auch das muss man einmal sagen: Beim Bau von Staatsbedienstetenwohnungen hat 

der Freistaat nicht besonders geglänzt. So gesehen feiern Sie sich hier für Linderung 

eines Problems, das Sie selbst mitverursacht haben.

Zurück zu den Ämtern: Ein Bekannter von mir arbeitet im Finanzamt. Als er vor 

einigen Jahren in den Großraum München versetzt wurde, ist er in einer Abteilung 

gelandet, in der ausschließlich Beschäftigte aus Franken gearbeitet haben.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Das ist doch schön!)

Da kann man sich wirklich fragen: Muss das so sein? Könnte man bestimmte Tätigkei-

ten nicht auch, zum Beispiel in diesem Fall, in Franken machen? Muss im 21. Jahr-

hundert wirklich alles direkt vor Ort erledigt werden? Die Idee von Behördenverlage-

rungen ist also nicht schlecht; so weit die Theorie.

Wir freuen uns über jede sinnvolle Verlagerung in den ländlichen Raum. Es können 

zum Beispiel reine Bearbeitungsstellen, wie wir sie aus der inneren Staatsverwaltung 

oder den Finanzämtern kennen, sehr gut verlagert werden. Mich interessiert es nicht, 

wo meine Steuererklärung bearbeitet wird. Die Hauptsache ist, meine Steuererklärung 

wird gut und zügig bearbeitet und ich erreiche jemanden bei Rückfragen. Selbst wenn 
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die Sachbearbeiterin dann niederbayerisch spricht, werden wir uns wohl irgendwie 

verständigen.

Wir GRÜNE unterstützen gute Beispiele gerne und haben mindestens, ich würde ein-

mal schätzen, drei Viertel der Verlagerungen letztlich unterstützt. Ich nenne nur einmal 

das Landesamt für Vermessung, Breitband und Digitalisierung in Windischeschenbach 

und das Landesamt für Steuern in Zwiesel. Auch die Verlagerung von Teilen des 

Münchner Finanzamts nach Schweinfurt oder der Hochschule für den öffentlichen 

Dienst im Bereich Rechtspflege nach Pegnitz können wir guten Gewissens mittragen. 

Das sind tatsächlich gute Beispiele, liebe Kolleginnen und Kollegen. So kann es wei-

tergehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Behördenverlagerungen sind aus unserer Sicht sinnvoll, wenn folgende Punkte einge-

halten werden:

Erstens. Es gibt ein Versetzungsgefälle. Die Beschäftigten wollen in die Region, in 

die verlagert wird. Ein solches Versetzungsgefälle gibt es ganz besonders bei den 

Finanzämtern oder bei den Justizvollzugsanstalten.

Zweitens. Bürger und Behörden werden nicht auseinandergerissen. Bearbeitungsstel-

len sind also definitiv sinnvoll. Behörden mit viel Kundschaft vor Ort müssen hingegen 

genauer geprüft werden.

Drittens. Die Kosten für neue Gebäude müssen im Rahmen bleiben. Am besten 

werden Bestandsgebäude oder Brachen genutzt. Wenn Markus Söder aber schon 

die nächste Behördenverlagerung hinausposaunt, ohne überhaupt ein Grundstück zu 

haben, dann wird es richtig teuer. Die Grundstückseigentümer brauchen dann nur 

noch die Hände aufzuhalten, und der Staat ist dann in einer miserablen Verhandlungs-

position.
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Wenn ich mir diese drei einfachen Kriterien einmal danebenlege, dann muss ich 

feststellen, dass es viele gute Projekte, aber auch einige Projekte gibt, die gar kei-

nen Sinn machen. Außerdem gibt es einige Verlagerungen, die handwerklich einfach 

schlecht gemacht sind. Die Umsetzung ist oft viel zu teuer. Das kommt davon, dass 

sich Markus Söder für möglichst viele Behördenverlagerungen abfeiern will und dabei 

handwerkliche Fehler macht. Markus Söder denkt nur an Spatenstich, Richtfest und 

Banddurchschneiden. Markus Söder denkt aber zu wenig

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

an Kosten, zu wenig an sinnvolle Arbeitsabläufe in den Ämtern und vor allem zu wenig 

an die Bürger, die noch zu oft zu den Behörden hinmüssen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Wenn Sie nicht weiterwis-

sen, kritisieren Sie den Ministerpräsidenten!)

– Ja, da muss er jetzt zuhören. – Sie und auch Sie, Herr Staatsminister, haben heute 

die Chance vertan, auch einmal Fehler einzuräumen, aus einzelnen Projekten zu 

lernen. Stattdessen gab es fast nur Eigenlob und Selbstbeweihräucherung.

So sehr die Idee der Behördenverlagerung im Kern gut ist, so müssen wir schon auch 

die Punkte und die Projekte ansprechen, wo es Probleme gibt. Ich nenne nur einmal 

drei Beispiele.

Erstens, die Verlagerung von drei Senaten des Sozialgerichts von München nach 

Schweinfurt.Nichts gegen Schweinfurt, Verlagerungen, zum Beispiel des Finanzamts, 

sind sehr sinnvoll. Die Kosten dieses Projekts sind jedoch noch unklar und konnten im 

Gesetzentwurf nicht beziffert werden.

Das Hauptproblem ist aber ein anderes: Sehr viele Klagen kommen aus Südbayern, 

mehr Klagen, als es dort künftig Senate geben wird. Die Folge: Viele Kläger, gerade 

im Bereich des Sozialrechts, sind älter und mobilitätseingeschränkt. Diese Menschen 

müssen künftig mit ihren Anwälten in den Norden. Sie machen es somit den Schwä-

Protokollauszug
73. Plenum, 24.03.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 49



cheren in unserem Land schwerer, zu ihrem Recht zu kommen. Das finden wir nicht 

gut.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein zweites Beispiel, die Verlagerung der Eich- und Beschussverwaltung von München 

nach Fürstenfeldbruck. Das kostet stolze 137 Millionen Euro für, laut Heimatbericht, 

32 Stellen, laut Hochbauvorlage dagegen für 40 Stellen. Das sind also 137 Millionen 

Euro für vielleicht 40 Arbeitsplätze, die nur in den Großraum verschoben werden. 

Das ist an sich schon zweifelhaft. Allerdings kommt es noch schlimmer: Sie verlagern 

damit die Kundschaft mit nach draußen. Künftig dürfen alle Münchner Taxen in den 

Landkreis Fürstenfeldbruck fahren, um ihre Taxameter zu eichen.

Wir hätten mit dieser Behördenverlagerung die Verkehrsprobleme in München redu-

zieren können. Sie schütten aber noch Öl ins Feuer und verursachen mehr statt weni-

ger Verkehr. Hinzu kommen immense Baukosten. Eine solche Verlagerung braucht 

kein Mensch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auf Platz eins der unsinnigsten Verlagerungen hat es die Verlagerung des Staatsar-

chivs von Würzburg nach Kitzingen geschafft. Sie verlagern damit eine Behörde inner-

halb Unterfrankens. Das bringt nicht viel, wenn wir München entlasten wollen. Außer-

dem reißen Sie das Staatsarchiv von den Nutzern weg. Die Uni, die Behörden und 

die Historiker konnten bisher das Staatsarchiv in Würzburg nutzen. Sie müssen jetzt 

durch den halben Regierungsbezirk fahren. Dies wird nur von den völlig eskalierten 

Baukosten für gerade einmal 20 verlagerte Arbeitsplätze getoppt. Die Baukosten sind 

von ursprünglich geplanten 33 Millionen Euro auf zuletzt 83 Millionen Euro explodiert. 

Das sind über 5 Millionen Euro je Arbeitsplatz. Ist es das wirklich wert, um ein Archiv 

innerhalb Unterfrankens zu verschieben? Ich meine, mit diesem Geld hätten Sie in 

Unterfranken sehr viel Sinnvolleres anstellen können, nein, Sinnvolleres anstellen 

müssen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Anhand dieser Beispiele muss ich leider feststellen: Sie haben eine gute Idee leider 

sehr oft schlecht umgesetzt, mit viel zu hohen Kosten und an den Bedarfen der 

Menschen vorbei. Das darf sich im Sinne der Bürger und der Steuerzahler nicht 

wiederholen.

Sie hätten heute die Möglichkeit gehabt zu sagen, wie Sie diese Kostenexplosionen 

künftig vermeiden wollen, damit zum Beispiel mehr Geld für andere Behördenverlage-

rungen übrig ist. Sie hätten auch darstellen können, wie Sie künftig digitaler werden 

wollen. Sehen Sie sich einmal die Kritik des ORH in seinem Bericht an Förderverfah-

ren des Freistaats an. Oder denken Sie an die Behördenverlagerung ins Homeoffice. 

Bei vielen Arbeitgebern ist das inzwischen fester Bestandteil der Nachwuchsgewin-

nung. Die Menschen können dann gleich von zu Hause aus arbeiten, wenn sie dies 

wollen.

Sie hätten heute auch die Möglichkeit gehabt, etwas Neues einzuführen. Wir hätten 

uns heute erwartet, dass Sie uns neue, sinnvolle Behördenverlagerungen bekannt 

geben. Schade, denn die Idee ist an sich gut. Der ländliche Raum braucht mehr 

Arbeitsplätze.

Damit komme ich zu meinem letzten Punkt: Wo ist eigentlich der Wirtschaftsminister in 

dieser Debatte?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Finanzminister hat die Heimatstrategie der bayerischen Wirtschaft gefordert. Das 

finde ich gut. Ich denke, die besten Behördenverlagerungen können die wirtschaftliche 

Transformation und eine aktive Ansiedlungspolitik nicht ersetzen. Hier ist unser Wirt-

schaftsminister viel zu blass. Von "Invest in Bavaria" bekommen wir in Oberfranken 

nichts mit. Selbst Ihre Wasserstoff-Förderbescheide geben Ihnen die Leute zurück, 

weil Sie komplett am Markt vorbeifördern. Wir brauchen neben den besten Behörden-
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arbeitsplätzen im ländlichen Raum vor allem Industriearbeitsplätze. Diese lassen sich 

nicht mit Kulturkampf im Bierzelt anwerben, sondern nur mit aktiver Wirtschafts- und 

Ansiedlungspolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Staatsregierung setzt in einigen Fällen eine gute Idee schlecht und teuer um. Sie 

haben heute die Chance vertan, aus Fehlern zu lernen und neue Akzente zu setzen. 

Wir brauchen bessere Behördenverlagerungen, bei denen nicht nur vom Spatenstich 

her, sondern von den Menschen und den Kosten her gedacht wird. Dann ist auch 

Geld da, um noch mehr Behörden zu verlagern. Dazu sind wir gerne bereit, sofern 

das Ganze mit Sinn und Verstand stattfindet. Dazu hätten wir uns heute neue Impulse 

erhofft. Das hätte unser vielfältiges Bayern mit Sicherheit verdient.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die SPD-Fraktion spricht jetzt Frau Kollegin Christiane 

Feichtmeier.

Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bayerische Staatsregierung zieht heute eine positive Bilanz zur Behör-

denverlagerung im Rahmen der Heimatstrategie. Ich sage ausdrücklich: Ja, es ist 

richtig, dass der Staat Verantwortung für gleichwertige Lebensverhältnisse übernimmt. 

Und ja, es ist richtig, dass wir den ländlichen Raum stärken müssen. Es ist auch 

richtig, dass staatliche Arbeitsplätze auch außerhalb der großen Städte angesiedelt 

werden. Gerne weiter so.

Aber, das ist der entscheidende Punkt dieser Debatte: Wir müssen uns ehrlich fragen, 

ob das ausreicht; denn wir von der SPD-Fraktion stellen nicht infrage, dass etwas 

getan wurde; wir stellen infrage, wie wirksam dieses Etwas tatsächlich ist.

(Beifall bei der SPD)
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Sehen wir uns die konkreten Maßnahmen an: Zur Stärkung des ländlichen Raums 

wurden seit dem Jahr 2015 nach und nach über 5.200 Arbeitsplätze und 1.330 Stu-

dienplätze in alle Regierungsbezirke verlagert. Das sind sichtbare Maßnahmen und 

greifbare Projekte. Ohne Frage sind das positive Impulse.

Die entscheidende Frage lautet aber: Verändern diese Maßnahmen die strukturellen 

Probleme ganzer Regionen? Hier lautet die ehrliche Antwort: Nein, zumindest nicht in 

ausreichendem Maße. Wir haben in Bayern ein immer heftigeres Nord-Süd-Gefälle. 

Von gleichwertigen Lebensverhältnissen sind wir weiter entfernt als je zuvor; denn die 

Behördenverlagerung ist, nüchtern betrachtet, ein klassisches Instrument staatlicher 

Strukturpolitik, ein Instrument, das kurzfristig stabilisiert und punktuell wirkt. Sie ist 

aber eben auch ein Instrument, das keine tiefgreifende Transformation auslöst.

Sehen wir einmal nach Nordbayern, zum Beispiel nach Oberfranken, wo unser Frak-

tionsvorsitzender lebt, oder in die Oberpfalz, wo Sie, Herr Staatsminister Füracker, 

herstammen. Da braucht es deutlich mehr Anstrengungen als ein paar Behördenverla-

gerungen.

(Beifall bei der SPD)

Oberfranken hat in den letzten 20 Jahren einen Bevölkerungsrückgang von 20 % 

erlebt, weil es dort eben nicht die gleichen Chancen wie etwa hier in Oberbayern 

gibt. Diese Einschätzung ist nicht nur eine politische Meinung, sie wird durch aktuelle 

Forschung bestätigt. Die neue DGB-Studie zu Bayerns ländlichen Kommunen zeigt 

sehr deutlich, wo die eigentlichen Probleme liegen:

Problem eins, massive wirtschaftliche Ungleichgewichte. Während Städte im Schnitt 

rund 1.400 Euro Gewerbesteuer pro Kopf einnehmen, liegen diese Einnahmen in 

ländlichen Kommunen oft nur bei etwa 400 Euro. Das bedeutet, selbst wenn wir 

Verwaltungen verlagern, bleibt die wirtschaftliche Basis ungleich. Deshalb brauchen 

wir eine schrittweise Anhebung der Verbundquote auf 15 %. Das erweitert die Hand-
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lungsmöglichkeiten auch für diejenigen Kommunen, die aufgrund ihrer schwierigen 

strukturellen Ausgangslage Probleme haben.

Problem zwei, höhere Belastung bei gleichzeitig geringeren Einnahmen. Ländliche 

Kommunen erhöhen ihre Steuersätze deutlich stärker als Städte, erzielen aber trotz-

dem keine vergleichbaren Einnahmen. Das bedeutet, die Menschen vor Ort zahlen oft 

mehr, bekommen aber weniger zurück. Das ist doch keine gleichwertige Lebensreali-

tät; das ist die strukturelle Ungleichheit.

Problem drei, die Sparpolitik mit realen Folgen im Alltag. Besonders deutlich wird 

das bei den sogenannten Stabilisierungshilfen. Ja, diese Hilfen helfen beim Schulden-

abbau, aber sie sind an harte Auflagen gebunden: Schließung von Schwimmbädern, 

Kürzungen bei Kultur und Freizeit, Verschiebung von Investitionen oder steigende 

Gebühren. Das sind keine abstrakten Zahlen; das ist die Lebensrealität der Menschen 

vor Ort.

Problem vier, Infrastruktur wird teurer, gerade auf dem Land. Damit es eben nicht zu 

einer digitalen Spaltung zwischen Stadt und Land kommt, bedarf es eines flächende-

ckenden Glasfaserausbaus, nicht nur eines Ausbaus bis zu den Verteilerkästen. Auch 

entlegene Weiler und Höfe müssen erreicht werden.

Ein weiteres Beispiel: In strukturschwachen Kommunen sind die Wassergebühren 

oft höher als in Städten, weil die Kosten auf weniger Menschen verteilt werden müs-

sen.Das heißt, wer auf dem Land lebt, bezahlt für ein geringeres Angebot oft mehr.

Problem fünf: Die strukturelle Ungleichheit bleibt bestehen. Wir benötigen ein mög-

lichst wohnortnahes Grundschulangebot, die Sicherung hausärztlicher Versorgung 

und der Einrichtungen der Geburtshilfe und der Pflege. Ein besonders eindrückliches 

Beispiel ist die Gemeinde Nordhalben. Eine Gemeinde liefert Wasser für wachsende 

Städte, profitiert aber selbst kaum davon, sondern kämpft gegen Abwanderung und 

Verschuldung. Das ist ein Symbol für das eigentliche Problem: Wertschöpfung findet 

woanders statt, die Belastung bleibt vor Ort.
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(Beifall bei der SPD)

Um die Wertschöpfung in der Region zu halten, muss und kann der Ausbau erneuer-

barer Energien vorangetrieben werden.

Sehr geehrter Herr Staatsminister, werte Kolleginnen und Kollegen, die Behördenver-

lagerung schafft Arbeitsplätze; aber sie verändert die strukturellen Ursachen der Un-

gleichheit nicht. Anders gesagt: Sie verteilt Verwaltung; aber sie schafft keine neue 

wirtschaftliche Dynamik. Warum ist das so? – Weil Behörden keine Innovationszentren 

sind, weil sie keine neuen Märkte schaffen, weil sie keine privaten Investitionen an-

ziehen wie Unternehmen oder Forschungseinrichtungen. Sie stabilisieren zwar; aber 

sie transformieren nicht. Genau deshalb sprechen wir von einem klassischen Instru-

ment mit begrenzter Tiefenwirkung. Wenn wir wirklich gleichwertige Lebensverhältnis-

se schaffen wollen, dann müssen wir nicht nur an die Symptome, sondern an die 

Ursachen herangehen. Was können wir besser machen als bisher?

Erstens. Wir können den Ausbau der Infrastruktur voranbringen. Schnelles Internet 

entscheidet heute darüber, ob sich Unternehmen ansiedeln oder nicht. Gleiches gilt für 

den ÖPNV.

Unsere zweite Forderung betrifft die Wirtschaftsförderung und die Innovation. Wir 

brauchen gezielte Förderung für kleine und mittlere Unternehmen, Start-ups und regio-

nale Wertschöpfungsketten.

(Beifall bei der SPD)

Arbeitsplätze entstehen nicht durch die Verwaltung, sondern durch die Wirtschaft. 

Herr Staatsminister Füracker, Sie haben es heute angesprochen: Es braucht eine 

Heimatstrategie Wirtschaft.

Die Forderung Nummer drei betrifft die Bildung und Forschung in der Fläche. Hoch-

schulen, Forschungseinrichtungen und berufliche Bildung sind entscheidend für die 

regionale Entwicklung. Junge Menschen bleiben dort, wo sie Perspektiven haben.
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Unsere Forderung Nummer vier betrifft starke Kommunen. Wir brauchen vor allem 

finanziell handlungsfähige Kommunen; denn die DGB-Studie zeigt ganz klar: Viele 

Kommunen sind strukturell unterfinanziert und gleichzeitig mit immer mehr Aufgaben 

belastet. Wer bestellt, muss auch zahlen. Das ist keine Floskel, das ist staatspolitische 

Verantwortung.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was heißt das nun für uns? – Gleichwertige Lebens-

verhältnisse sind ein Verfassungsauftrag in Bayern. Den müssen wir ernst nehmen 

und mit Leben erfüllen. Schon die Enquete-Kommission hier im Landtag, die ab dem 

Jahr 2014 tagte, hat viele gute Handlungsempfehlungen gegeben; aber was wurde 

davon umgesetzt? – Leider so gut wie nichts. Wir wollen und wir brauchen gleich-

wertige Lebensverhältnisse; aber Gleichwertigkeit bedeutet nicht überall das Gleiche. 

Gleichwertigkeit bedeutet überall faire Chancen, und genau daran fehlt es leider vieler-

orts immer noch.

Sehr geehrter Herr Staatsminister, werte Kolleginnen und Kollegen, die Staatsregie-

rung feiert heute eine Erfolgsbilanz. Wir sagen: Ja, es gibt Erfolge; aber eine Außen-

stelle des Landesamts für Steuern in Zwiesel löst keine strukturellen Probleme in Bay-

ern. Gute Politik erkennt nicht nur ihre Erfolge, sie erkennt auch, wo sie nachsteuern 

muss. Deshalb lautet unser Appell: Lassen Sie uns die Behördenverlagerung als das 

sehen, was sie ist, nämlich ein Baustein, aber eben nur ein Baustein; denn unser Ziel 

darf nicht sein, die Verwaltung zu verlagern. Unser Ziel muss sein, in allen Regionen 

Bayerns Zukunft zu ermöglichen. Da erwarten wir als SPD noch deutlich mehr.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Abschließend spricht Herr Abge-

ordneter Josef Zellmeier für die CSU-Fraktion. Herr Kollege, bitte schön.
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Josef Zellmeier (CSU): Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Wer die 

Reden der Kolleginnen und Kollegen der Opposition gehört hat, stellt fest, dass alle 

die Behördenverlagerungen eigentlich ganz gut finden.

(Michael Hofmann (CSU): So ist es!)

Sie begrüßen diese Verlagerungen alle, und danach kommt immer das große Aber 

und die Forderung, was man zusätzlich noch gerne hätte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man kann eines sagen: In Bayern geht es uns in 

allen Bereichen besser, unabhängig davon, ob es die Wirtschaft, die Bildung, die 

Infrastruktur oder die Forschung auf dem Land sind. Ich denke nur an die TTZs oder 

zum Beispiel den TUM Campus Straubing und das BITZ in Oberschneiding und wie 

sie alle heißen. Es gibt ja viele solche Einrichtungen. Deshalb ist natürlich klar – wie 

es die Vorrednerin gesagt hat –, dass es ein Baustein von vielen ist; aber es ist ein 

Baustein, den der Freistaat Bayern schon sehr früh gesetzt hat und mit dem man 

natürlich viele Dinge unterstützt, stabilisiert und ausbaut, die wichtig sind.

Die jungen Leute auf dem Land, die in den öffentlichen Dienst wollen, erhalten die 

Perspektive, dort, wo sie wohnen, auch zu arbeiten. Gleichzeitig werden dem öffentli-

chen Dienst damit gute Fachkräfte gesichert. Das ist auch ein wichtiger Faktor: Viele 

absolvieren eine Ausbildung. Ich weiß das noch aus meiner Zeit. Ich war selber in 

einer ausgelagerten Dienststelle tätig. Ich habe studiert und war ein Seiteneinsteiger; 

aber junge Leute absolvieren ihre Ausbildung vor Ort beim Finanzamt Straubing, dann 

werden sie nach München versetzt und kommen zehn oder fünfzehn Jahre nicht 

mehr heim. Deswegen kündigen sie und arbeiten etwas anderes. So war die Situation 

früher. Darauf hat der Freistaat frühzeitig reagiert.

(Beifall bei der CSU)

Damals gab es zunächst fünf Bearbeitungsstellen des riesigen Finanzamts München 

mit 3.500 Beschäftigten: Deggendorf, Passau, Straubing, Ingolstadt und Eichstätt. 
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Weiterhin gab es das Polizeiverwaltungsamt usw. Das heißt, vor dieser Heimatstrate-

gie gab es auch schon Behördenverlagerungen. Der Mehrwert wurde erkannt. Das 

war damals eine Reaktion auf den Fachkräftemangel vor allem in München und in den 

Zentren. Dann hat man gesehen, dass das gut funktioniert. Es gab gute Leute und 

günstigere Gebäude vor Ort. Gebäude, die in München frei geworden sind, konnte 

man anderweitig und höherwertig nutzen. Im Prinzip ergab sich ein Synergieeffekt für 

alle Beteiligten und vor allem ein Mehrwert für die Menschen, die auf dem Land leben.

Bayern hat vieles, was schön und gut ist: Tradition, Heimatgefühl, traditionelle Feste, 

Berge, Schlösser und Seen; aber das reicht natürlich nicht. Seit Jahrzehnten hatte 

Bayern unter der Führung der CSU deshalb immer den Anspruch, in Deutschland und 

in Europa vorne mit dabei zu sein. Und das sind wir auch. Das war aber harte Arbeit. 

Das geht nicht so einfach.

(Beifall bei der CSU)

Natürlich gab es – Kollege Pohl hat es vorhin angesprochen – einige Regionen in 

Bayern, in denen die Bevölkerung abnahm und die Vorhaben nicht so einfach geglückt 

sind. Deshalb haben wir im Jahr 2013 den Programmsatz zur Förderung gleichwerti-

ger Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in die Bayerische Verfassung aufge-

nommen. Dazu gehört natürlich, dass wir viele Behördenarbeitsplätze von München 

und den Zentren aufs Land verlagern.

Danke, lieber Albert Füracker, danke auch deinen Vorgängern, die das Ganze mit auf 

den Weg gebracht haben. Du hast es konsequent weiterverfolgt und natürlich viele 

Säulen mit aufgebaut, die immer wieder genannt wurden. Wir haben damit – das darf 

ich sagen – den Versetzungsdruck beendet. Als ich vor 23 Jahren in den Landtag 

kam, gab es genügend Leute, die gefragt haben: Jetzt arbeite ich schon so lange in 

München, darf ich heim? – Dieses Problem ist in vielen Behörden weggefallen. Bei 

Lehrern und Polizeibeamten ist das natürlich schwierig, weil wir die Schüler und auch 

die Straffälligen nicht versetzen können. Lehrer und Polizisten müssen vor Ort Dienst 
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tun; aber in allen anderen Bereichen haben wir sehr viel erreicht, und wenn jemand 

noch einige Jahre in München bleiben muss, dann hat er zumindest die Perspektive, 

zeitnah in die Heimat versetzt zu werden.

Das war übrigens auch ein Grund, warum ich heute dem Bayerischen Landtag ange-

höre. Wenn ich damals irgendwohin in Bayern und nicht in die Bearbeitungsstelle des 

Finanzamts München in Straubing gekommen wäre, weiß Gott, ob ich die Zeit gehabt 

hätte, mich weiter ehrenamtlich zu engagieren.

(Beifall bei der CSU – Michael Hofmann (CSU): Haben wir ein Glück!)

– Danke, Michael Hofmann. – Natürlich kommt noch vieles hinzu, das darf man auch 

sagen: Die Standortaufwertung und die Impulse für die regionale Wirtschaft erfolgen 

natürlich durch Behördenverlagerungen; sie erfolgen aber auch durch die Ansiedlung 

großer Unternehmen. Dazu darf ich ein Beispiel aus der Heimat nennen: BMW in 

Irlbach-Straßkirchen ist etwas sehr Vorzeigbares und betrifft ja nicht nur einen Ort und 

eine Gemeinde.Übrigens ist bei allen genannten Projekten der Behördenverlagerung 

auch Folgendes wichtig: 64 von 65 Projekten der Stufe eins wurden in den ländlichen 

Raum, 93 % in den Raum mit besonderem Handlungsbedarf oder in Konversionsge-

meinden verlagert. Man hat also schon gezielt daran gearbeitet, Arbeits- und Studien-

plätze aufs Land zu verlagern.

Ich möchte als Haushaltspolitiker auch sagen: Auch der kommunale Finanzausgleich 

ist ein wesentlicher Baustein. Lieber Albert Füracker, dir und dem Ministerpräsiden-

ten Dr. Markus Söder gilt ein großes Dankeschön dafür, dass dieser kommunale 

Finanzausgleich in der Vorbereitung so ausgestaltet wurde, dass die Kommunen in 

schwierigen Zeiten genügend Mittel haben, um ihre Aufgaben zu bewältigen. Die 

schwierige Haushaltslage der Kommunen liegt übrigens nicht an den Gewerbesteuer-

einnahmen; denn diese sind in Bayern viel höher als in anderen Bundesländern. Sie 

ist vor allem darin begründet, dass die Aufgaben mehr geworden und die Kosten 

gestiegen sind. Deshalb reichen die Einnahmen nicht aus. Wir haben mit dem kommu-
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nalen Finanzausgleich etwas vorgelegt, was sich sehen lassen kann: Der kommunale 

Finanzausgleich steigt in auch für uns schwierigen Zeiten um über 7 % an, und das 

in allen Bereichen: bei Schlüsselzuweisungen, Zahlungen an die Bezirke und beim 

Sondervermögen mit einem extrem hohen Anteil für die Kommunen.

Das Thema Breitbandausbau befindet sich ebenfalls im Beritt von Albert Füracker. 

Auch diesbezüglich ist Bayern Vorreiter. Wir waren die Ersten, die eine gezielte För-

derstrategie bei der Europäischen Union durchgesetzt haben. Außerdem haben wir 

mittlerweile 2,6 Milliarden Euro in den Breitbandausbau investiert, sodass 99 % der 

Haushalte schnelles Breitband haben. Übrigens verfügen in manchen Gemeinden im 

ländlichen Raum 100 % der Haushalte über ein schnelles Breitband. Das ist eine 

höhere Quote als in manchen städtischen Randgebieten. Das ist eine große Leistung, 

die in einer relativ überschaubaren Zeitspanne erbracht wurde. Wir machen weiter. 

Wir stecken weiterhin viel Geld in den restlichen Ausbau der Gigabit-Fähigkeit. In 

Räumen mit besonderem Handlungsbedarf haben wir die Fördersätze von staatlichen 

Förderprogrammen erhöht. Wir schreiben die Heimatstrategie konsequent fort.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen, die Bayerische 

Staatsregierung sowie die Koalitionsfraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER ar-

beiten konsequent daran, die Entwicklung in allen Teilen des Landes voranzubringen. 

Die CSU treibt diese Dinge schon seit Jahrzehnten voran,

(Beifall bei der CSU)

auch in einer Zeit, als andere noch geglaubt haben, dass man das Land besser nur 

für Naturschutz und Freizeit nutzen sollte. Wir haben immer gesagt: Auch der ländli-

che Raum braucht Strukturen, die ihn lebenswert machen. Dazu gehört noch vieles, 

was in der Heimatstrategie vielleicht nicht explizit genannt ist, wie zum Beispiel die 

Landarztprämie oder die Verankerung von Wissenschaft und Forschung im ländlichen 

Raum. Das alles sind Maßnahmen, durch die wir gezielt vorangegangen sind. Wenn 

Sie kleinere Gemeinden suchen, in denen es Technologietransferzentren gibt, werden 
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Sie diese in Bayern finden; denn uns ist das wichtig, weil es den ländlichen Raum 

attraktiv macht.

Zudem stellen wir fest, dass Menschen, die den ländlichen Raum vielleicht ursprüng-

lich nicht im Auge hatten, zu uns aufs Land kommen, dort leben, forschen, arbeiten, 

die Liebe zum Land entdecken und sagen, sie würden nie mehr in den urbanen 

Zentren leben wollen, weil der ländliche Raum so viele gute Dinge bietet. Wenn man 

die Attraktivität, auf dem Land zu leben, eine Familie zu gründen, eigenen Wohnraum 

zu schaffen sowie ein Freizeitumfeld und Erholungsräume zu genießen, die es sonst 

nirgends gibt, mit attraktiven Arbeitsplätzen verbinden kann, ist das ein Erfolg und 

macht das Leben in Bayern besonders lebenswert und attraktiv. Das wollen wir auch 

in Zukunft unterstützen. Darum halten wir an der Heimatstrategie fest und werden sie 

weiter ausbauen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, machen wir weiter so: Konsequent für Bayern, kon-

sequent für den ländlichen Raum und damit auch mit Mehrwert für den städtischen 

Raum, der von Verkehr und hinsichtlich des knappen Wohnraums entlastet wird; denn 

dadurch werden Flächen frei und können anderweitig genutzt werden. Das ist ein 

Mehrwert für alle. Das ist unser Ziel: Hand in Hand für Stadt und Land.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen 

mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen und dieser Tagesordnungspunkt 

erledigt.
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